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Unser «Polis» erscheint zum vierten Mal und 
widmet sich mit verschiedenen Zugängen dem 
Wahljahr: Was für Wahlen treten den Kindern 
und Jugendlichen in ihrem Alltag entgegen? 
In der Medienöffentlichkeit stehen permanent 
Personen zur Diskussion; sie werden vorge-
stellt, man kann sie wählen oder abwählen. 
Man kann die eigenen Vorlieben spielen lassen 
und sich mit der Wahl von Lieblingen bestäti-
gen: Superstars; weibliche und männliche 
Models; beliebteste Sportpersönlichkeiten des 
Jahres; Sternchen des European Song Con-
test;… ja, und dann auch Politikerinnen und 
Politiker. Gewählte werden berühmt oder 
noch berühmter. Wo aber kann die Frage auf-
geworfen werden, was die Wahl von Politike-
rinnen und Politikern von Castings unter-
scheidet? Und wie soll gemerkt werden, dass 
politische Wahlen – ungleich den Casting-
shows – für die Wählerinnen und Wähler 
Folgen haben? Wie gewinnen Wählerinnen 
und Wähler eine politische Einschätzung der 
Personen, die sich zur Wahl stellen? Und was 
braucht es, damit sie prüfen können, ob die 
Gewählten das Versprochene umzusetzen 
versuchen? Sachverstand ist gefragt, Politische 
Bildung. Instrumente eben, Medien und 
Schulungsmaterial, die es zur Meinungsbil-
dung der (zukünftigen) Wählerinnen und 
Wähler und zur Rechenschaftslegung durch 
die Politikerinnen und Politiker braucht. Und 
dann noch: Raum im Rahmen der Schule, das 
Geschäft des Politischen zu lernen, zu verste-
hen, zu diskutieren, einzuüben und von den 
Erwachsenen und dereinst von Politikerinnen 
und Politikern ebenso wie von Medienschaf-
fenden einzufordern.

Béatrice Ziegler

Dr. Béatrice Ziegler ist Professorin 
für Geschichte und Geschichtsdidaktik 
an der Pädagogischen Hochschule 
FHNW und leitet das Zentrum  
Politische Bildung und Geschichts-
didaktik des ZDA.
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Persönlich

Claudia Schneider    Im Schulhaus Schulstrasse im zürcherischen Schlieren wird auf das neue 
Schuljahr hin zum ersten Mal ein Schülerrat eingeführt. Im Gespräch mit den gewählten 
Delegierten aus den 5. und 6. Klassen wird schnell klar, wie gross ihre Vorfreude auf das neue 
Amt ist. Zudem sind sie sich ihrer Verantwortung bewusst und überzeugt, dass sich mit 
dem Schülerrat neue Möglichkeiten auftun, ihren Wünschen Gehör zu verleihen.

Schülerrat Schlieren

«Wir wünschen uns 
grössere Fussballtore»

 Ich bin etwas aufgeregt vor dem ers-
ten Schülerrat, immerhin kommen 
24 Kinder.» Der elfjährige Nevio sitzt 
an seinem Pult im Schulzimmer. So-
eben ging die letzte Vorbesprechung 

zur Eröffnung des allerersten Schülerrats 
über die Bühne. Als Höhepunkt stand die 
Wahl des Präsidenten, Vizepräsidenten und 
der Protokollführerin auf dem Programm. 
Auf seine ersten Aufgaben als Präsident an-
gesprochen, meint Nevio: «Zuerst einmal 
muss ich nun die Schülerinnen und Schüler 
darüber informieren, was der Schülerrat 
überhaupt ist. Dazu bereite ich Einladun-
gen für die Schülerratssitzung vor. Für den 
Schülerrat habe ich mir vorgenommen, die 
Sitzung gut zu leiten und zu schauen, dass 
sich alle Delegierten an die Regeln halten, 
das heisst zum Beispiel den Ehrenkodex 
ernst nehmen und nichts Vertrauliches aus 
dem Schülerrat weiter erzählen.» Und Yves, 
der frischgebackene Vizepräsident, fügt an: 
«Das Präsidentenamt ist im Schülerrat si-
cher sehr wichtig. Gäbe es keinen Präsiden-
ten, würde es an der Schülerratssitzung 
drunter und drüber gehen.»

Lehrpersonen bleiben im Hintergrund
Im Vorfeld erarbeitete die Schulsozialarbei-
terin zusammen mit den Lehrpersonen die 
Umsetzung des Schülerrats. «Wahrschein-
lich haben die Lehrer gedacht, wir sollten 

auch mal was verändern können», mut-
masst die 6. Klässlerin Tamara über die Be-
weggründe der Erwachsenen, einen Schü-
lerrat einzuführen. Tatsächlich stehen die 
Wünsche und Anliegen aus der Schüler-
schaft im Austausch mit den Lehrpersonen 
als zentraler Punkt im entwickelten Kon-
zept. Bewusst soll den Kindern mehr Raum 
geboten werden, ihre Anliegen zu formu-

lieren und so das Wir-Gefühl zu stärken. 
Dabei steht ihnen die Sozialarbeiterin be-
ratend zur Seite. Nur eine Lehrperson ver-
tritt die Lehrerschaft und bringt Anträge 
aus der Schulkonferenz in den Schülerrat 
ein. Eine wichtige Funktion kommt der 
Klassenlehrperson zu. Sie unterstützt die 
Delegierten in ihrer Klasse und räumt ih-
nen während der Klassenratsstunde genü-
gend Zeit ein, um über die Beschlüsse aus 
dem Schülerrat zu berichten. 

«Wir Delegierten 
vertreten unsere 

Klasse im Schüler-
rat – der Ständerat 
die Kantone in der 
kleinen Kammer.»

Bereitet sich sorgfältig auf den ersten  
Schülerrat vor: Präsident Nevio.

Yves, der frischgebackene Vizepräsident. Tamara vertritt ihre 6. Klasse im Schülerrat.

Floriana zieht Parallelen zum Parlament.
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Sie haben ein offenes Ohr für die Anliegen aller Kinder im Schulhaus: Die Delegierten der 5. und 6. Klasse.

Demokratie im Kleinen
Neben der Stärkung des Wir-Gefühls ist 
das Fördern des Demokratieverständnisses 
und Einüben von demokratischen Abläu-
fen ein weiteres Ziel des Schülerrats. Im 
Vergleich mit den grossen und kleinen 
Kammern des Parlaments in Bern fallen 
den Kindern Parallelen zu ihrem Schüler-
rat auf: «Wir Delegierten vertreten unsere 
Klasse im Schülerrat – der Ständerat die 
Kantone in der kleinen Kammer.» Die Auf-
gabe scheint auch eine ähnliche zu sein, 

Floriana: «Im Schülerrat wird es so sein 
wie im Parlament: Wir diskutieren wie die 
Parlamentarier und suchen nach Lösun-
gen. Und wir können sagen, was wir Kin-

der wollen.» Schon im Vorfeld des Schüler-
rats wurden Wünsche aus den Klassen laut. 
«Viele Knaben träumen von grösseren 
Fussballtoren.» Diese und andere Ideen 
werden die Delegierten nun in den Schü-
lerrat einbringen. Sehen sie sich also als 
junge Politikerinnen und Politiker? «Ja, ich 
habe mir sogar schon vorgestellt, Bundes-
rat zu werden», meint Yves. Auch für den 
Präsidenten Nevio ist der Vergleich mit ei-
nem Politiker gar nicht so abwegig. «Als 
ich letzte Woche nach Hause kam und 
meinen Eltern erzählte, dass ich als Dele-
gierter in den Schülerrat gewählt wurde, 
war meine Mutter überhaupt nicht er-
staunt. Sie meinte: Dass du mal ein Politi-
ker wirst, davon war ich schon lange über-
zeugt.»

Schülerrat Schlieren
Der Schülerrat Schlieren repräsentiert alle Stufen vom Kindergarten bis zur 
6. Primarklasse. Pro Klasse sind jeweils zwei Kinder als Delegierte an den Schüler-
ratssitzungen vertreten, die einmal pro Quartal statt finden. Die Wahl in den 
Schülerrat ist verbindlich und auf ein Jahr begrenzt. Auf vielfältige Weise ist es dem 
Schülerrat möglich, den Schulalltag mitzugestalten. So können Anträge zu neuen 
Anlässen oder Projekten an die Schulleitung und die Schulkonferenz der Lehr
personen gestellt werden, etwa in Form neuer Ideen zur Pausenplatzgestaltung. 
Die definierten Kompetenzzuschreibungen für die Schülerinnen und Schüler sowie 
für die Lehrpersonen und Schulsozialarbeit geben die klaren Strukturen des Schüler-
rats vor. Dem Schülerrat steht ein fixes Jahresbudget zur Verfügung.

Lic. phil. Claudia Schneider ist 
wissenschaftliche Assistentin am 
Zentrum Politische Bildung  
und Geschichtsdidaktik der PH 

FHNW am Zentrum für Demokratie Aarau.

«Ich habe mir sogar 
schon vorgestellt, 

Bundesrat 
zu werden.»
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Persönlich

Im Gespräch mit Lea Thommen über ihre Aufgabe im Jugendrat Baselland

«Man muss sich 
den Respekt erarbeiten»

Frau Thommen, wie kamen Sie dazu, 
sich im Jugendrat zu engagieren?
Bei uns in der Familie stimmt jeder ab und 
es gab auch immer Diskussionen am Kü-
chentisch. Ich habe mich von klein auf für 
Politik interessiert, wollte aber in keine 
Partei eintreten und einfach deren Mei-
nung übernehmen. Als ich vom Jugendrat 
erfuhr, dass es dort nicht nur darum geht 
zu politisieren, sondern auch Anlässe von 
Jugendlichen für Jugendliche zu organisie-
ren, fand ich das eine tolle Sache. So kann 
man in der Politik sein, ohne in einer Par-
tei zu sein. 

Der Jugendrat im Kanton Baselland 
ist im Gegensatz zu vielen anderen in 
der Schweiz ein «Exekutivorgan». Was 
bedeutet dies?
Das ist das Tolle an der ganzen Sache bei 
uns. Oft sind die Jugendparlamente als 
Verein aufgebaut. Die müssen den Kontakt 
zu den Politikern erst mal suchen. Wir 
aber sind eine regierungsrätliche Kommis-
sion. Wir haben ein Budget von der Regie-
rung zur Verfügung und einen Beisitz des 
Kantons an unseren Sitzungen. Und es 
kam auch schon zwei, drei Mal vor, dass 

der Jugendrat Gespräche mit dem gesam-
ten Regierungsrat führen durfte. Das ist 
natürlich toll, wenn der Regierungsrat uns 
einlädt und sich für uns eine Stunde Zeit 
nimmt, uns zuhört und Tipps gibt. Das ist 
auch eine Ehre, wenn man dort hingehen 
darf.

Und wie können Sie sich als Kom­
mission in das politische Geschehen 
einbringen?
Wir dürfen direkt Petitionen an die Regie-
rung abgeben und auf Vernehmlassungen 
antworten, wenn sie jugendrelevant sind. 
Unsere Aufgabe ist es, die Jugend vor der 
Regierung und in der Öffentlichkeit zu ver-
treten und Jugendliche für die Politik zu 
sensibilisieren. Als Kommission sind wir 
ein politisch neutrales Gremium. Diesen 
Grundsatz versuchen wir auch an unseren 
Veranstaltungen umzusetzen, wo wir neut-
rale Podien und Anlässe organisieren. 
Wir geben nur wenig politische Statements 
ab – nur wenn alle neun Mitglieder glei-
cher Meinung sind. 

Interview: Vera Sperisen  Wenn Lea Thommen von ihrer Arbeit im Jugendrat spricht, leuchten ihre Augen. 
Es ist eine Begeisterung für Politik «an und für sich» zu spüren. Für das Debattieren, das Organisieren, 
das Lobbyieren. Welche politische Meinung Frau Thommen vertritt, was sie wütend oder betroffen 
macht, das bleibt während all der Rede über die Politik unangetastet. Ein Gespräch über das, was ihr 
wirklich wichtig ist: Die Weitervermittlung von Politischer Bildung. 

Diese nüchterne Struktur ist fern ab 
von rebellischen Ideen und jugendli­
cher Subversion. Etwas ketzerisch ge­
fragt: Man könnte auch den Eindruck 
bekommen, der Jugendrat sei eine 
Miniaturausgabe der «grossen Politik» 
und erfülle für diese gleichzeitig eine 
Alibifunktion in Jugendfragen?
Klar sind wir nicht der Landrat persönlich, 
aber wir können einiges erreichen. Allein 
schon, dass uns die Regierung immer ant-
wortet, ist ein Erfolg. Mir geht es haupt-
sächlich darum, dass Jugendliche über-
haupt in die Politik einsteigen. Beispielswei-
se am Jugendforum, wo Jugendliche zum 
ersten Mal mit Politik in Berührung kom-
men, zum ersten Mal eine Petition erarbei-
ten und merken: Hey, auch wenn ich ein 
zweites Fussballfeld in meiner Gemeinde 
fordere, ist das Politik. Und wenn ich mich 
bei Amnesty International engagiere, ist das 
auch Politik. Wenn man wirklich etwas er-
reichen will im Leben, ist es halt so, dass es 
nicht reicht, einfach einen Brief zu schrei-
ben. Da muss man beharrlich sein.

Neben all den erwähnten Vorteilen 
kann die enge Anbindung an die po­
litischen Strukturen der «Grossen» 
auch einen Verlust an inhaltlicher und 
organisatorischer Autonomie bedeu­
ten.
Das sehe ich nicht so. Wir können trotzdem 
machen, was wir wollen und immer unsere 
Meinung sagen. Ich habe mich noch nie 
eingeschränkt oder übervorteilt gefühlt. 

Lea Thommen, Jugendrätin Baselland.

«Politik machen, 
ohne in einer 

Partei zu sein.»

«Wir sind ein 
politisch neutrales 

Gremium.»
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Dann fühlen Sie sich von den Behör­
den und politischen Personen, mit 
denen Sie zusammenarbeiten, ernst 
genommen?
Ich denke, man muss sich den Respekt er-
arbeiten. Diese Leute sind jungen, enga-
gierten Menschen gegenüber prinzipiell 
positiv eingestellt. Aber man muss sich die-

sen Respekt erkämpfen. Gestern war Herr 
Bundesrat Maurer an einer unserer Veran-
staltungen. Wir hatten bereits diverse be-
kannte Leute aus dem Kanton an unseren 
Anlässen zu Gast. Das ist für uns auch im-
mer ein Zeichen, dass wir ernst genommen 
werden und dass die Jugend ernst genom-
men wird. 

Das Wecken von Interesse am Politi­
schen scheint Ihnen wichtiger zu sein 
als konkrete politische Anliegen zu 
vertreten?
Für mich persönlich ist es das Allerwich-
tigste. Jeder soll sehen, was man in der Poli-
tik erreichen und wie man sich engagieren 
kann. Das ist mein ganz persönliches Ziel. 
Dabei liegt uns viel daran, dass Jugendliche 
sich eine Meinung auf neutraler Basis bil-
den können. So schreiben wir beispielswei-
se im Vorfeld der Wahlen jeweils Leserbrie-
fe, in denen wir dazu aufrufen, wählen zu 
gehen. Vor den Abstimmungen machen wir 
mindestens in einer Schule ein Podium. 
Egal wie sie abstimmen – es geht einfach 
darum, dass sie abstimmen. Dass jeder be-
greift: Das ist wichtig für mich. Wir hatten 
aber auch schon Themen, bei denen alle 
gleicher Meinung waren und wir dann sag-
ten, wir befürworten das und das.

Beispielsweise?
Wo wir momentan alle dahinter stehen, ist 
das Schulfach «Politik». Das ist etwas, was 
alle vollkommen unterstützen. 

Haben Sie hierzu eine Petition ge­
macht?
Ja, an unseren Jugendforen wird dieses An-
liegen eigentlich jedes Jahr an die Regie-
rung übergeben. Nun ist es aber auch so, 
dass die Jungfreisinnigen zu diesem Thema 
eine Initiative lanciert haben. Von daher 
müssen wir hier nicht mehr weiter bohren, 
weil dies jemand anderes in die Hand ge-
nommen hat. 

Sie betonen die neutrale Position der 
Kommission, haben Sie persönlich 
denn auch eine politische Meinung?
Ja (lacht). Es ist einfach so, dass die mir 
keine Rolle spielt, wenn ich diese Funktion 
hier ausübe. Hier geht es mir einfach dar-
um, dass sich die Leute politisch bilden. 
Aber dass ich mir Zuhause, bei Abstim-
mungen und bei den Diskussionen auch 
meine Meinung bilde, das ist klar. Ich finde 
es aber toll, dass man das in einer solchen 
Funktion nicht unbedingt öffentlich be-
kannt geben muss.

Sie hat den Schritt in die Politik gemacht. Nun will sie auch andere dazu motivieren.

Fotos
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«Gestern war 
Bundesrat Maurer 

an unserer 
Veranstaltung.»

Jugendrat Kanton Baselland
Der Jugendrat Kanton Baselland ist als regierungsrätliche Kommission organisiert. 
Seit seiner Gründung im Jahre 1995 hat der Jugendrat zum Ziel, die Interessen 
der Jugendlichen in der Öffentlichkeit zu vertreten und Jugendliche für politische 
Themen zu sensibilisieren. Der Jugendrat nimmt zu Vernehmlassungsvorlagen 
Stellung und kann den Regierungsrat mit Petitionen auf Anliegen der Jugendlichen 
hinweisen. Der Rat setzt sich aus neun vom Regierungsrat gewählten Jugendlichen 
zusammen, wobei eine möglichst heterogene Verteilung nach Geschlecht, Wohn-
sitz, Bildungshintergrund und Alter gewährleistet werden soll. Auch Ausländerinnen 
und Ausländer sind im Jugendrat vertreten. 

Im Vorfeld der Landratswahlen (BL) sowie der National- und Ständeratswahlen plant 
der Jugendrat BL eine Sensibilisierungskampagne mit Informationsveranstaltungen 
an Schulen und Podien. Weitere Informationen unter www.jugendratbl.ch.
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Fokus Wahlen

Interview: Claudia Schneider und Vera Sperisen    Der Soziologieprofessor Kurt Imhof (Universität Zürich) diagnostiziert 
einen massiven Qualitätseinbruch bei den Schweizer Medien. Allen voran bei den Gratis-Zeitungen, Online-Medien 
und privaten Fernseh- und Radiostationen. Sie vernachlässigen ihre klassischen Gesellschaftsaufgaben und 
gefährden damit die Demokratie im Lande. Dies wird gerade auch im Vorfeld der Wahlen sichtbar. Wir sprachen mit 
Kurt Imhof über den Zusammenhang zwischen «Blick am Abend», «Google» und der Balance der Staatsgewalten.

Zum Einfluss der Gratismedien auf die politische Kommunikation

Opfern wir die Demokratie?

fessionalitätsnormen, wie etwa die Quel-
lentransparenz. Bei diesen Qualitätskriteri-
en schneiden die Gratismedien on- und 
offline und die privaten Radio- und Fern-
sehanbieter schlecht ab. 

Wie hat sich die Schweizer Medien­
landschaft in den letzten Jahrzehnten 
verändert? 
Seit den 1980er-Jahren ist eine Entbettung 
der Medien feststellbar. Früher waren die 
Medien ein Bestandteil der Konfessionen, 
von politischen Parteien, oder sie wurden 
von sozialmoralisch eingebetteten Verle-
gerfamilien geführt. Heute sind Medien 
eigenständige Unternehmen. Sie sind kom-
merzialisiert und orientieren sich am Wert 
der Aufmerksamkeit. Dadurch treten im 
Journalismus Sachverhalte und Normen zu 
Gunsten von moralisch-emotional aufgela-
denen Inhalten zurück. Damit wird die öf-
fentliche Kommunikation skandalisierter, 
personalisierter, konfliktstilisierter und pri-
vatisierter. Beispielsweise entwickelt sich 
ein neuer Blick auf die Staatsgewalten. Das 
Parlament verliert an Aufmerksamkeit, der 
Bundesrat gerät massiv in den Fokus. Dies 
schadet den verfassungspatriotischen Er-
rungenschaften der Konkordanzdemokra-
tie und dem Kollegialitätsprinzip. 

Was ist daran problematisch, wenn 
das Parlament die Aufmerksamkeit der 
Medien verliert?
Die Balance der Staatsgewalten im öffentli-
chen Raum ist dadurch nicht mehr ge-
währleistet. Durch den Rückgang der Par-
lamentsberichterstattung verliert das Parla-
ment an politischer Bedeutung. Die Parla-
mentarier stellen mit ihren Wortmeldun-
gen kaum mehr Öffentlichkeit her. Um ihre 
politischen Botschaften platzieren zu kön-
nen, müssen sie möglichst medienwirksam 
direkt die Medien erreichen.

werte noch passieren können. Der spekta-
kuläre Einzellfall wird zum nationalen Pro-
blem, wie etwa bei der Todraserdebatte bei 
rekordtiefen Strassenverkehrstoten. 
Ressentiments gegen Fremde können sich 
vor allem da durchsetzen, wo die Anzahl 
Fremder am tiefsten ist. Die Qualität der 
öffentlichen Kommunikation ist eine wich-
tige Voraussetzung für die Qualität der De-

mokratie. Die Aufgabe der Medien ist eine 
Forums-, eine Kontroll- und eine Integrati-
onsfunktion. In ihrer Forumsfunktion geht 
es um die Vermittlung und das Abwägen 
guter Gründe, die Kontrollfunktion ver-
steht sich von selbst und in ihrer Integra
tionsfunktion sorgt die Medienarena für 
eine Koorientierung der Bürgerinnen und 
Bürger auf jene Probleme, die alle etwas 
angehen. Wenn die Forumsfunktion ver-
kümmert, werden emotionale Entscheide 
begünstigt, wenn sich die Kontrollfunktion 
auf eine personale Empörungsbewirtschaf-
tung reduziert, treten Zustände nicht mehr 
in den Fokus des Interesses und wenn Soft-
news und Human Interest dominieren, 
verschmälert sich die Koorientierung auf 
Sprachregionales. Weder die Debatten um 
Kachel- noch um Hirschmann finden im 
Tessin und in der Romandie statt.

An welchen Merkmalen machen Sie 
Medienqualität fest?
Es sind die klassischen Kriterien des Jour-
nalismus. In den Medien muss eine Argu-
mentationsvielfalt vorherrschen – Vielfalt 
statt Einfalt. Es sollte nicht das Private im 
Vordergrund stehen, sondern die Relevanz 
des Themas, Aktualität ist wichtig und Pro-

Herr Imhof, Sie haben im August 2010 
ein Jahrbuch zur Qualität der Me­
dien veröffentlicht und warnen dort 
vor einem drohenden Untergang der 
Demokratie. Was haben Medien mit 
Demokratie zu tun?
Ich spreche nicht vom Untergang, sondern 
von der Belastung der Demokratie durch 
qualitätsschwache Medien. Demokratie ist 
auf öffentliche Kommunikation zwingend 
angewiesen. Sie muss garantieren, dass sich 
die sanfte Gewalt des besseren Arguments 
durchsetzen kann. Wir können die Gesell-
schaft nur durch die medienvermittelte 
Kommunikation wahrnehmen. Unser Blick 
auf die Welt erschliesst sich uns durch das 
Wissen, das wir aus der öffentlichen Kom-
munikation ziehen. 

Und inwiefern hat die qualitativ 
schlechte Berichterstattung einen ne­
gativen Einfluss auf die Demokratie?
Wenn sich die politische Berichterstattung 
auf Episodisches verkürzt, dann gewinnt 
der, der die lautesten Kampagnen fahren 
kann und den höchsten Newswert hat, 
während die einordnende Argumentation 
verkümmert. Wenn sich die öffentliche 
Kommunikation in ihrer Qualität ver-
schlechtert, dann haben wir es mit einer 
anderen Welt zu tun. Mit einer anderen 
Gesellschaft, mit einer anderen Problem
agenda und einem anderen politischen 
Personal. Eine demokratische Gesellschaft 
verliert ihr Augenmass, wenn sich die poli-
tischen Konflikte auf die Problemhorizonte 
einpendeln, die den Filter der Nachrichten-

«Berichtet wird 
über Skandale 

und Intimitäten.»

«Journalistische 
Ethik erodiert.»
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Stellen Sie weitere inhaltliche Verän­
derungen fest?
Wir haben es mit einem Abbau der aussen-
politischen Berichterstattung zu tun. Die 
Schweiz als Kleinstaat hatte eine der inter-
national renommiertesten Aussenbericht-
erstattungen. Man hat immer auf die 
Grossmächte geschaut und die Welt aus 
drei Sprachregionen heraus analysiert. Seit 
dem neuen Strukturwandel der Öffentlich-
keit ist ein Abbau bei der aussenpolitischen 
Berichterstattung feststellbar. Ausgerechnet 
im Prozess der Globalisierung dominiert 
das Nahe und Überblickbare. Insbesondere 
in den Gratismedien on- und offline sowie 
im privaten Radio und Fernsehen reduziert 
sich die Wahrnehmung der Welt auf Krieg, 

Katastrophen und Affären. Auch in der 
Wirtschaftsberichterstattung ist ein massi-
ver Wandel feststellbar. Wichtig wurde die 
Perfomance von Unternehmen und die Er-
wartungen in CEO’s, während die Bericht-
erstattung über volkswirtschaftliche Zu-
sammenhänge und die Konjunkturpolitik 
in den Hintergrund trat. Dadurch haben 
die Journalisten ihre Distanz zum Beob-
achtungsobjekt verloren und wurden so 
zum Teil des Bubblephänomens in der 
Wirtschaft. 

Was bedeutet dieser Strukturwandel 
für die politische Kommunikation? 
Beispielsweise im Vorfeld von Wahlen.
Generell stellt man bei Abstimmungen und 
Wahlen fest, dass PR sehr viel wichtiger ge-
worden ist. Das bedeutet, dass politische 
Akteure tunlichst medienwirksame Aktio-
nen machen. Beispielsweise in Form von 
provokativen Plakaten oder Internet-Spie-
len, die eine grosse Resonanz in den redak-
tionellen Teilen hervorrufen. Politische 
Akteure, welche die kürzesten Botschaften 
und die provokantesten Thesen haben, fin-
den enstprechend am meisten Resonanz. 
Nehmen wir beispielsweise die Wahlen 
2007. Damals hatte der Parteipräsident der 
Zürcher SVP eine höhere Medienresonanz 
im Vergleich zu allen anderen nationalen 
Parteipräsidenten zusammen. Die SVP do-
minierte also nicht nur den Werberaum, 
sondern auch den redaktionellen Teil der 
Medien. Dies rührt daher, dass medien-
wirksame Aktionsformen und knappe Bot-
schaften die Selektionslogik der Medien 
besser erfüllen.

Die heutige Strukturlogik der Medien 
begünstigt damit all diejenigen, wel­
che einen populistischen Wahlkampf 
führen.
Die Emotionalisierung des Politischen ist 
ein Zusammenspiel des politischen Perso-
nals und der Medien. Mit dem Medienpo-
pulismus wird der politische Populismus 
gefördert und umgekehrt. Dies verändert 
den Problemhaushalt innerhalb der mo-
dernen Demokratie.

…bis zu deren drohendem Untergang?
In letzter Konsequenz ja. Wenn die öffent-
liche Arena zur Börse eines moralisch-
emotionalen Aufmerksamkeitswettbewerbs 
verkommt, hat das bessere Argument keine 
Chance mehr und die Demokratie verliert 
das, was sie überlegen macht. In histori-
scher Perspektive können wir etwa die 
Abschaffung des Parlamentarismus in 
Österreich und die Machtübernahme der 
NSDAP in Deutschland im Jahr 1933 nicht 
ohne die Veränderung der Medieninfra-
struktur im Deutschland und Österreich 
der Zwischenkriegszeit erklären. Im Ge-
gensatz zur Parteipresse, die in der Schweiz 
dominant war, fanden die austrofaschisti-
schen Gruppierungen und die NSDAP in 
den Boulevardmedien und der Geschäfts-
presse der entsprechenden Länder viel Re-
sonanz. Beide Medientypen haben die Par-
teipresse hinter sich gelassen und themati-

«Hier hat das Bildungssystem versagt»: Kurt Imhof fordert Medienkompetenz als Schulfach.

«Zivilisation ist
eine dünne Firnis.»
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sierten das Politische nach Aufmerksam-
keitswerten, die durch die genannten Ak-
teure wesentlich besser erfüllt wurden. Die 
Tatsache, dass demokratische Staaten in die 
Barbarei zurückfallen können, zeigt uns, 
dass die Zivilisation eine dünne Firnis ist. 
Demokratie ist keine Selbstverständlich-
keit.

Gibt es auch aktuelle Beispiele?
Wenn man den Blick auf die Transformati-
onsländer in Osteuropa richtet, fällt auf, 
dass die öffentliche Kommunikation dort 
von Boulevard-Medien, die durch westli-
che Verlage dominiert werden, überformt 
worden ist. Demgegenüber gibt es in den 
Transformationsländern kaum klassische 
Qualitätsmedien. Diese Infrastruktur der 
öffentlichen Kommunikation ist mit ur-
sächlich für die hohe Volatilität bei den 
Wahlen. Neue politische Bewegungen kön-
nen gewaltige Wahlerfolge feiern und sind 
bei den nächsten Wahlen wieder weg. Wir 
sehen das aber auch in Westeuropa. Bei-
spielsweise in Holland, wo die Medienqua-
lität ebenfalls durch Gratismedien gesun-
ken ist und wo etablierte Volksparteien 
erdrutschartige Wahlverluste zu Gunsten 
von populistischen Akteuren hinnehmen 
müssen. Oder das Beispiel Italien: Ein 
Land, das traditionell sehr wenig Zeitun-
gen hatte. Früher haben politische Parteien 
Zeitungen produziert. Jetzt haben wir es 
damit zu tun, dass ein Medienunterneh-
men eine Partei produziert hat. Und die 
Auswirkungen auf die politische Kultur in 
Italien sind evident, die Politik selbst hat 
sich dem Reality-TV angeglichen.

Kommen wir zurück zur Schweiz.
Die Schweiz ist kein Sonderfall in Bezug 
auf den Qualitätsverlust der Massenmedi-
en. Man kann nach Österreich gehen, nach 
Holland, nach Schweden oder nach Italien 
Für die Schweiz ist aber zu sagen, dass die-
ser Rückgang von einem relativ hohen Ni-
veau schneller vonstatten ging als andern-
orts. 

Was ist der Kern des Problems? Liegt 
es an der Marktlogik, welche die Me­
dienwelt strukturiert, oder fehlt es den 
heutigen Journalistinnen und Journa­
listen an berufsethischen Werten?
Beides. Medien wurden zu Medienunter-
nehmen mit einer beliebigen Kapitalver-
sorgung. Damit verschwand der Verleger, 
der in die Elite der Stadt oder Region ein-
gebettet war und eine persönliche Verant-

wortung für die Medien mittrug. Hinzu 
kommt, dass die Finanzierung der kom-
merziellen Medien nicht mehr funktio-
niert. Inserate-Einnahmen gehen heute zu 
branchenfremden Akteuren wie dem «So-
cial Web» oder «Google». Dies wird durch 
die Selbstkannibalisierung der Informati-
onsmedien in Form von Gratiszeitungen 
noch verschlimmert. Dadurch sinkt das 
Kostenbewusstsein des Publikums, das im-
mer weniger bereit ist, für guten Journalis-
mus etwas zu bezahlen, und die Jugendli-
chen werden kaum mehr auf die Abonne-

mentszeitungen zurückkommen. Dadurch 
lässt sich professioneller Journalismus 
nicht mehr finanzieren, Ressorts werden 
abgebaut, Redaktionen ausgedünnt, diesel-
ben News in verschiedenste Kanäle abge-
füllt. Natürlich haben die Journalisten auch 
mehr Angst um ihren Job. Es gibt Entlas-
sungen und Ressourcenkürzungen im pro-
fessionellen Journalismus. Gleichzeitig ent-
steht eine Art neues journalistisches Preka-
riat und ein Brain Drain: junge Journalis-
ten steigen in die neuen Billig-Medien ein, 
und oben verlassen die arrivierten Kräfte 
den Journalismus zu Gunsten eines PR-
Jobs. Unter all diesem Druck erodieren 
schliesslich auch die journalistischen Ethi-
ken.

Wo sehen Sie Lösungsansätze zur 
Verbesserung der Medienqualität?
Einige Dinge sind klar. Die Online-Medien 
wurden zu einer zentralen Newsplattform, 
und ausgerechnet dort haben wir die 
schwächsten Ressourcen. Wenn der 
Schweizer Journalismus in Zukunft ein Ge-
wicht haben will, müssen die besten priva-
ten und die besten öffentlichen Infrastruk-
turen dort gebündelt werden. Daneben 
kann sich die Schweiz nicht leisten, dass 
etwa Medien wie Le Temps und die Neue 
Zürcher Zeitung untergehen. Allein schon 
deswegen, weil die Schweiz von aussen 
ganz stark über diese wahrgenommen 
wird. Neben diesen überregionalen Quali-
tätsblättern braucht es aber auch einen gu-
ten Journalismus in den Regionen. Die 
Schweiz ist föderalistisch, die Demokratie 
findet in allen Kantonen und Gemeinden 

statt, sie kann sich ein Sterben dieser Medi-
en nicht leisten. Wir brauchen also höhere 
Einnahmen für den Qualitätsjournalismus 
auf der Basis einer Qualitätsforderung und 
einem höheren Qualitätsbewusstsein auf 
Seiten des Publikums.

Ist der finanzielle Notstand bei Qua­
litätsblättern auch andernorts beob­
achtbar?
Ja, natürlich. Die Bestandeskrise gilt für 
alle internationalen Qualitätsmedien wie 
New York Times, Guardian, Le Monde 
oder Washington Post. Sie sind allesamt in 
ihrer Existenz gefährdet. Das heisst, wir 
müssen uns auch mit einer Situation ausei-
nandersetzen, wo Informationsjournalis-
mus plattformunabhängig gefördert wer-
den kann. Wir können dies nicht nur auf 
Fernsehen und Radio beschränken. 

Um den Bogen zur Politischen Bildung 
zu schlagen: Was halten Sie von der 
Förderung der Medienkompetenz an 
Schulen?
Zuerst einmal: Hier hat das Bildungssys-
tem versagt. Die Sozialisation der Jugendli-
chen mit Zeitungen aus dem Elternhaus ist 
abgerissen. Heute bedienen sich diese on-
line oder mit Gratiszeitungen. Gleichzeitig 
hätte man die Medienkompetenz an den 

Schulen fördern müssen. Wenn Medien-
kompetenz heute thematisiert wird, dann 
gilt sie dem politisch korrekten Surfen 
durch Pornoseiten und Gewaltdarstellun-
gen. Aber nicht dort, wo es wirklich rele-
vant ist, beim Umgang mit dem Informati-
onsjournalismus. Dort muss man handeln, 
so dass das Qualitätsbewusstsein bei Ju-
gendlichen auch ankommt.

Wo würden Sie dieses Anliegen an 
den Schulen unterbringen?
Es braucht Medienkompetenz als Fach. 
Hierzu müssten auch aktuelle Lehrmittel 
erarbeitet werden. Wir sind bereits daran, 
dies aufzugleisen, nicht nur für Gymnasi-
en, sondern auch für Berufsschulen. Denn 
man muss eines wirklich stark machen: 
Eine Gesellschaft, die ihre Jugend über 
Softnews erzieht, belastet die späteren 
Generationen mit mehr Problemen als  
nur den eigenen Schulden.

«Medienkompetenz 
als Fach.»

«Demokratie 
ist nichts Selbst
verständliches.»
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Politische Kommunikation, Berufspolitik und der Einfluss der Medien in der heutigen Politik

Wie professionell ist der 
Wahlkampf in der Schweiz?
Patrick Donges  Ist von Parteien und ihrer Kommunikation die Rede, so ist die Diagnose 
«Professionalisierung» meist nicht weit. Vieles scheint sich zu «professionalisieren»: 
die Organisation des Wahlkampfes, die Parteiorganisation oder die Darstellung der Politik 
im Allgemeinen. Aber trifft die Diagnose zu? Erleben wir wirklich eine «Professionalisierung» 
des Wahlkampfes in der Schweiz?

«Professionalisierung» – 
ein unscharfer Begriff
Es sprechen mehrere Gründe dagegen. Der 
erste Grund liegt im diffusen Begriff der 
Professionalität respektive der Professiona-
lisierung selbst: Bei der Diskussion solcher 
Begriffe können drei Perspektiven einge-
nommen werden: Die des Alltagsverständ-
nisses, die der beruflichen Praxis und die 
der Wissenschaft. Im Alltagsverständnis 
wird professionell im Sinne von «gut» oder 
«exzellent» verwendet und ist mit Vorstel-
lungen einer Spezialisierung («kochen wie 
die Profis») und der Notwendigkeit eines 
Entgelts verbunden (etwas «professionell 
machen lassen»). Das macht es auch so 
schwierig, über «Professionalität» zu spre-
chen, denn der Begriff ist positiv besetzt 
und niemand ist glücklich darüber, wenn 
seine Arbeit als «nicht-professionell» be-
zeichnet wird.
In der beruflichen Praxis ist der Begriff der 
Profession primär eine strategische Selbst-
beschreibung. Wer es schafft, dass eine von 
ihm ausgeübte Tätigkeit als «professionell» 
anerkannt wird, erlangt in der Regel eine 
höhere Kontrolle über die Ausübung seiner 
Tätigkeit (in Abgrenzung zu den «Nicht-
Professionellen») und kann für sie ein hö-
heres Entgelt verlangen. 

In die Wissenschaft fand der Begriff der 
Professionalität zunächst über die Berufsso-
ziologie Einzug. Professionen unterschei-
den sich von anderen Berufen durch Merk-

male wie Autonomie, ein spezialisiertes 
Wissen und eine Orientierung am Gemein-
wohl. Der Arzt- und der Juristenberuf sind 
Prototypen solcher Professionen. Beide Be-
rufsgruppen haben es geschafft, einen Wis-
senskanon zu definieren und den Zugang 
selbst zu reglementieren. Nur wer über eine 
spezifische Ausbildung verfügt und ent-
sprechendes Wissen nachweisen kann, darf 
sich Arzt oder Ärztin, Jurist oder Juristin 
nennen. Als Beispiele für ausgesprochene 
Nicht-Professionen nach diesem wissen-
schaftlichen Verständnis können (ausge-
rechnet!) Kommunikationsberufe ange-

führt werden: Sowohl im Journalismus als 
auch in der Öffentlichkeitsarbeit oder der 
Kommunikationsberatung wurde es ver-
säumt, sich selbst als Profession zu organi-
sieren und beispielsweise einen Wissenska-
non zu definieren und zu zertifizieren. 
«Wahlkampfberater» oder «Wahlkampfbe-
raterin» darf sich jede und jeder nennen.

Politische Kommunikation: 
spezialisiert und ausgelagert
Ein zweites Argument gegen die Professio-
nalisierungsdiagnose besteht darin, dass 
andere Begriffe wesentlich präziser um-

Politik wird auch in der Schweiz zunehmend zu einem Beruf. 

«Journalismus – 
eine 

Nicht-Profession.»
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schreiben, wie sich politische Kommunika-
tion in der Schweiz und anderswo verän-
dert. Feststellbar ist zunächst eine Speziali-
sierung: Gerade im Umfeld von Wahl-
kämpfen und Tätigkeiten wie der Mei-
nungsforschung, der Medienberatung und 
der Öffentlichkeitsarbeit sind in den ver-
gangenen Jahren neue Tätigkeits- und 
Berufsfelder entstanden. Diese Speziali
sierungen finden jedoch in Europa entwe-
der innerhalb oder im Umfeld von Par-
teien statt. Eine Werbeagentur wird nicht 
in kurzer Zeit von der SP zur SVP wech-
seln oder umgekehrt. Damit fehlt im 
Übrigen das Merkmal der Autonomie,  
das Professionen im wissenschaftlichen 
Verständnis ausmacht: Im Bereich der 
politischen Kommunikation herrschen 
Auftragsverhältnisse.
Ferner ist eine Externalisierung zu beob-
achten. Der Begriff meint, dass spezialisier-
te Tätigkeiten, wie etwa die Planung oder 
Durchführung von Kampagnen, nicht 
mehr von der Parteiorganisation selbst, 
sondern von auf Kommunikation speziali-
sierten Akteuren ausserhalb der Parteior-
ganisationen gegen Entgelt durchgeführt 
werden. 

Damit ist die dritte Veränderung angespro-
chen, die umgangssprachlich häufig mit 
Professionalisierung gleichgesetzt wird: 
Die Kommerzialisierung der Wahlkampf-
kommunikation. Tätigkeiten, die vormals 
freiwillig und für die Parteien unentgeltlich 
von Mitgliedern oder der Anhängerschaft 
erbracht wurden, werden durch bezahlte 
Dienstleistungen ersetzt. Diese bezahlten 
Dienstleistungen müssen zunächst einmal 
nicht zwingend qualitativ anspruchsvoller 
sein, es kann sich auch um das einfache 
«Plakate kleben» handeln, das früher von 
freiwilligen Helferinnen und Helfern über-
nommen wurde und jetzt von den Parteien 
finanziert werden muss. 
Für die Schweiz kommt ein weiterer As-
pekt hinzu, der für andere Länder bereits 
selbstverständlich ist – die Verberufli-
chung. Der Anteil der reinen Milizparla-
mentarierinnen und -parlamentarier 
nimmt ab, Politik wird auch in der Schweiz 
zunehmend zu einem Beruf. Politik unter Beobachtung: Parteien kommunizieren heute mehr und zielgruppenorientiert.

«Wahlkampfberater 
darf sich 

jeder nennen.»
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«Früher war es viel gemütlicher»
Trotz dieser Einwände: In der Selbstwahr-
nehmung von Politikerinnen und Politi-
kern in der Schweiz spielt der Begriff der 
Professionalisierung eine zentrale Rolle. In 
einer Studie, die im Rahmen des Nationa-
len Forschungsschwerpunktes «Herausfor-
derungen an die Demokratie im 21. Jahr-
hundert» (NCCR Democracy) der Univer-
sität Zürich durchgeführt wurde, antwor
teten Kommunikationsverantwortliche von 
Schweizer Parteien auf die Frage nach den 
drei wichtigsten Veränderungen für die 
Parteiorganisation in den letzten zehn Jah-
ren durchweg mit «Professionalisierung». 
Dabei wird der Begriff vielfältig benutzt. 
«Professionalisierung» ist in der Wahrneh-
mung von Parteivertreterinnen und -ver-
tretern ein allgemeiner Trend, der alle Par-
teien im In- und Ausland betrifft. Als «Pro-
fessionalisierung» bezeichnen sie ihre Be-
obachtung, dass Kommunikation heute ei-
nen anderen Stellenwert in der Parteiorga-
nisation einnimmt als früher. 
Dies zeigt exemplarisch eine Interviewpas-
sage mit einem Vertreter der FDP:
«Als ich begonnen habe, war der Pressechef 
derjenige, der sich um die Kommunikation 
zu kümmern hatte. Es ging alles nebenher, 

ohne grosse Aufmerksamkeit durch die Or-
ganisation. Ein kleines Beispiel: Als ich an-
fing, hat man die Medienmitteilungen nur 
an die Medien verschickt, nicht einmal an 
die eigene Geschäftsleitung und die Kanto-
nalparteien. Die wussten im Prinzip erst am 
nächsten Tag aus den Zeitungen, was die 
FDP kommuniziert hat. Das ist heute eine 
irrwitzige Vorstellung, aber so war es da-
mals. Das Ansehen der Kommunikation war 
sehr niedrig, es gab auch wenig strategische 
Aufmerksamkeit für diese Funktion, und 
das ist heute sicher anders. Heute wird 
Kommunikation immer, bei allem, was man 
tut, schon mitgedacht und mitberücksichtigt. 
[…] Die Kommunikationsabteilung hat an 
Aufmerksamkeit und Bedeutung auch in 
den Führungsgremien ganz klar gewonnen.»
Auch eine zunehmende  Geschwindigkeit 
wird thematisiert:
 «Die Geschwindigkeit hat extrem zugenom-
men. Das ist die grösste Herausforderung, 

Kommunikationsleistungen erhöhen. In 
der Kommunikationswissenschaft wird 
dies als Medialisierung bezeichnet, als 
grundlegender Einfluss von Medien auf 
Organisationen. Parteien sind auf Medien 
als Vermittler ihrer Anliegen verstärkt an-
gewiesen und wissen um die ständige Be-
obachtung durch eine steigende Anzahl an 
Medien. Darauf richten sie sich ein: Kom-
munikationsabteilungen werden ausgebaut, 
personell verstärkt und die Zuständigkeit 
für Kommunikation an der Organisations-
spitze gebündelt.
Parteien kommunizieren generell mehr, sei 
dies aktiv in Form von Pressemitteilungen 
oder in Form von Kampagnen und nutzen 
mehr Kommunikationskanäle, um ihre 

Klientel zunehmend zielgruppenorientiert 
zu erreichen. Mit dem Begriff der Mediali-
sierung wird nicht der Anspruch verbun-
den, dass er der einzig relevante Verände-
rungsprozess ist, dem Parteien unterliegen. 
Andere gesellschaftliche Phänomene wie 
die Individualisierung spielen für Parteien 
eine ebenso wichtige Rolle. Sie führen erst 
zu der Notwendigkeit, verschiedene Bevöl-
kerungssegmente «zielgruppenspezifisch» 
anzusprechen. 
Mit dem Konzept der Medialisierung kann 
präzise erklärt werden, wie und warum 
sich politische Organisationen wie Parteien 
durch die blosse Existenz und die zuneh-
mende Bedeutung von Medien verändern. 
Der Begriff grenzt sich somit klar von dem 
der Professionalisierung ab, der zu viel-
schichtig und unscharf ist, um als Diagno-
se zu taugen.

Literatur
–	Patrick Donges (2008): Medialisierung 

politischer Organisationen. Parteien in der 
Mediengesellschaft. Wiesbaden: VS Verlag 
für Sozialwissenschaften.

und sie hängt insbesondere mit den Medien 
zusammen. Ich kenne das noch aus meiner 
Tätigkeit als Bundeshausjournalist. Wie al-
les damals ablief, das war – ich würde nicht 
sagen: hoheitlicher Journalismus, aber es 
war doch ein gewisser Rhythmus drin, der 
gemächlicher war. Es gab ungeschriebene 
Gesetze, beispielsweise: Am Freitagnachmit-
tag macht man keine Medienkonferenzen 
mehr, weil da die Journalisten nicht mehr 
arbeiten. Auch das Wochenende ist Wochen-
ende, ausser es ist ein Parteitag, dann kann 
man noch etwas machen, aber sonst garan-
tiert nichts. Es war viel gemütlicher in dem 
Sinn. Man hatte einen festen Plan, und an 
den hielt man sich, einerseits von Seiten der 
Journalisten, andererseits von Seiten der 
Parteien. […] Das hat sich ziemlich dras-
tisch verändert, meiner Ansicht nach mit 
dem Auftreten der privaten Fernsehstatio-
nen. Das waren die ersten, die damit begon-
nen haben, Medienkonferenzen live zu über-
tragen. Das Schweizer Fernsehen machte 
das erst später. […] So hat sich die ganze Be-
richterstattung beschleunigt und weil man 
natürlich von Seiten der Parteien gemerkt 
hat, so kommt man auch in die Medien rein, 
musste auch die Kommunikation beschleu-
nigt werden.»
Aber auch bei den Parteiorganisationen 
zeigen sich Veränderungen. Wer in einem 
Organigramm des Sekretariats der SP 
Schweiz aus den frühen 1990er-Jahren 
nach einem Pressesprecher Ausschau hält, 
sucht vergebens. Presse- und Öffentlich-
keitsarbeit wurde seinerzeit von einem der 
Zentralsekretäre «nebenbei» erledigt. Heu-
te weist das Organigramm zwei grosse in-
haltliche Abteilungen auf: «Politik» sowie 
«Kampagnen und Kommunikation». Eine 
fast parallele Entwicklung durchlief in den 
vergangenen Jahren das Generalsekretariat 
der FDP: Aus einer Stelle für Öffentlich-
keitsarbeit wurde die Abteilung «Partei & 
Organisation. Kommunikation Strategie», 
die heute gleichrangig neben der Abteilung 
«Fraktion & Politik. Inhalt Strategie» steht.

Fazit: Medialisierung statt 
Professionalisierung
Solche Veränderungen im Aufbau der Par-
teizentralen zeigen: Medien beeinflussen 
Politik nicht nur durch ihre Berichterstat-
tung. Politische Organisationen wie Partei-
en reagieren auf die steigende Bedeutung 
der Medien, indem sie ihre Organisations-
strukturen verändern, mehr Ressourcen 
für Public Relation (PR), Kampagnen und 
politische Werbung bereitstellen und ihre 

Patrick Donges ist Professor für 
Kommunikationswissenschaft an der 
Universität Greifswald und leitet ein 
Forschungsprojekt zur Medialisierung 
im Rahmen des NCCR Democracy  
an der Universität Zürich.

«Heute wird 
Kommunikation 

immer mitgedacht.»

«Die Geschwindig-
keit hat extrem 
zugenommen.»
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 Seit über vierzig Jahren vertreten 
Forschende aus der Soziologie und 
der politischen Verhaltensfor-
schung die Meinung, dass Kinder 
zwar politisch naiv und schwach 

informiert sein mögen, sie aber weit davon 
entfernt seien, politisch unbedarft zu sein 
(vgl. Greenstein 1965). Ähnliche Erkennt-
nisse liefern aktuelle Beiträge aus dem Be-
reich Politischer Bildung: Aus einer breit 
angelegten Befragung von 800 sechs- bis 
siebenjährigen Kindern in Deutschland 
geht hervor, dass Kinder über ein Vorwis-
sen politischer und gesellschaftlicher The-
men und Prozesse verfügen. Dabei stimmt 
das kindliche Verständnis bei Wissensfra-
gen zwar nicht immer mit tatsächlichen 
Fakten überein, trifft aber meist den Kern 
der angesprochenen Themen und zeigt Re-
flektions- und Argumentationskompetenz 
auf Seiten der Kinder auf (Deth 2007). 

Eltern als Vorbild bei aktuellen 
politischen Themen
Bei der Frage nach den Ursprüngen von 
kindlichem Politikwissen kommt der Sozi-
alisationsthese eine wichtige Rolle zu. Ge-
mäss dieser These orientieren sich Kinder 
sehr stark am Vorbild ihrer Eltern, indem 
sie imitieren und gar verinnerlichen, was 
diese sagen und denken. Während sich 
eine oberflächliche Prägung durch das El-
ternhaus bei aktuellen politischen Sachthe-
men verschiedentlich nachweisen liess, ist 
die Frage des elterlichen Einflusses bei tie-
fer liegenden politischen Präferenzen, etwa 
zu Zielkonflikten zwischen Sozialstaat, 
Umweltschutz und Freiheitsrechten, weit 
weniger klar und auch weniger erforscht 
worden. Dies dürfte nicht zuletzt mit der 
Schwierigkeit zusammenhängen, politische 
Präferenzen von Kindern zu erfassen und 
diese mit denjenigen von Erwachsenen zu 
vergleichen. 

Studien aus dem Bereich der politischen 
Verhaltensforschung konzentrieren sich 
beim Vergleich zwischen Eltern und ihrem 
Nachwuchs deshalb auch eher auf jugendli-
che Erwachsene, bei denen sich klare Par-
teipräferenzen bereits eindeutiger zuord-
nen lassen. Die Sozialisationsthese kann 
auch in diesem Forschungszweig bestätigt 
werden: War im Elternhaus eine klare Par-
teipräferenz vorherrschend, so ist die 
Wahrscheinlichkeit gross, dass die jungen 
Erwachsenen diese übernommen haben 
(vgl. Kroh und Selb 2009). 

Das Experiment
Der vorliegende Beitrag möchte hier einen 
Schritt weitergehen, indem er sich einge-
hender mit der Frage politischer Präferen-
zen von Kindern auseinandersetzt. Lassen 
sich solche Präferenzen tatsächlich bereits 
bei Kindern ausmachen, und wenn ja, 
stimmen sie, im Sinne der Sozialisations-
these, mit denjenigen der Eltern überein, 
oder zeichnen sich systematische Abwei-
chungen zwischen Erwachsenen- und Kin-
derpräferenzen ab?
Die «Nacht der Forschung», eine von ETH 
und Universität Zürich organisierte und 
durch die EU initiierte Forschungsmesse, 
bot den idealen Rahmen, um diesen Fra-
gen in Form eines spielerischen, politikwis-
senschaftlich ausgerichteten Experiments 
nachzugehen. 2009 besuchten rund 25 000 

Besucherinnen und Besucher, darunter 
auch viele Familien, die Nacht der For-
schung, deren selbsterklärtes Ziel es ist, 
eine Dialog-Plattform für Forschende und 
die Bevölkerung anzubieten. 
An unserem Stand «Kinderparlament» 
durften Kinder als Politiker oder Politike-
rin ihre Meinung zu den grundlegenden 
politischen Zielkonflikten äussern. Die 
kindergerechte Adaptierung der Konzepte 
zur Messung von politischen Einstellungen 
aus der Wahlforschung birgt allerdings 
Hürden. Üblicherweise werden dazu Fra-
gen aus der wirtschaftlichen und kulturel-
len Dimension gestellt, die unterschiedlich 
komplex sind: Die kulturelle Dimension 
fragt nach dem Grad der Exklusivität der 
Gemeinschaftsvorstellung. Dieses an-
spruchsvolle Konzept erfordert ein hohes 
gesellschaftliches Verständnis, die Validität 
der gestellten Fragen ist darum selbst bei 
Erwachsenen umstritten. Auch ist es prob-
lematisch, sensible gesellschaftspolitische 
Fragen an einem öffentlichen Stand zu er-
heben. Besonders bei heiklen Fragen ist die 
anonyme Meinungsäusserung eine Bedin-
gung für ehrliche Antworten. Die wirt-
schaftliche Dimension dagegen ist geprägt 
von Verteilungskonflikten. Diese sollten 
sich einfacher an Kinder vermitteln lassen. 
Unser Experiment beschränkt sich darum 
vorerst auf diese eine Dimension. 

Eis, Hund und Spiegel für Wohlfahrts­
staat, Umwelt und Privateigentum
Für die Analyse der politischen Prioritäten 
bedienen wir uns des Instrumentariums 
der empirischen Wirtschaftsforschung. Den 
klassischen politischen Zielkonflikt model-
lieren wir dabei als ökonomisches Allokati-
onsproblem. Wir haben ein Spiel entwi-
ckelt, bei dem die Kinder mit der Restrikti-
on konfrontiert sind, fünf Spielzüge entlang 
den drei Aspekten Wohlfahrtsstaat, Um-

Ein Experiment zur Ermittlung der politischen Präferenz von Kindern

«Politik – Ein Kinderspiel?»
Oliver Dlabac, Oliver Krömler und Anita Manatschal    Sind Kinder politisch unbedarft, oder lassen sich bereits 
im Vorschulalter klare politische Präferenzen und Neigungen nachweisen? Zeichnet sich der vollständige 
Mensch gar schon in der «Krippe des Kindes» ab, wie Alexis de Tocqueville 1838 in seiner berühmten 
Abhandlung über die Demokratie in Amerika vermutete? Die Zürcher Forschungsmesse «Nacht der 
Forschung 2009» bot den idealen Rahmen, diesen Fragen mit dem spielerischen Experiment «Kinder-
parlament» nachzugehen. 

«Im Kinderparlament 
äusserten die Kinder 

ihre Meinung zu 
den Themen Wohl-
fahrtsstaat, Umwelt 

und Privateigentum.»
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weltschutz und Privateigentum 
vorzunehmen. Jeder Aspekt hat 
vier Ausprägungen, die jeweils 
mit einer Zeichnung illustriert 
sind. Beim ersten Aspekt Wohl-
fahrtsstaat sind vier Kinder an ei-
nem Tisch dargestellt: Auf der 
ersten Abbildung sitzen drei von 
ihnen vor einem leeren Teller, 
während ein Kind eine ganze 
Torte vor sich hat. Mit steigender 
Stufe wird die Torte immer ge-
rechter aufgeteilt. Unter dem 
zweiten Aspekt Umwelt konnten 
die Kinder zwischen einer un-
wohnlichen, durch Abgase belas-
teten Stadt und immer natürli-
cheren sowie idyllischeren Umge-
bungen auswählen. Der dritte As-
pekt Privateigentum zeigt ver-
schieden grosse und verschieden 
gut ausgestattete Kinderzimmer. 
Hier konnten die Kinder zwi-
schen einem kleinen Kinderzim-
mer mit einem Etagenbett ohne 
Spielzeuge und immer besser aus-
gestatteten, grösseren Zimmern 
auswählen (siehe Abbildung). 

Zusätzlich wurden den Kindern 
die zugrundeliegenden Zielkon-
flikte ausführlich erklärt und 
nach der ersten Verteilung nach-
gefragt, ob sie den einen Aspekt 
wirklich auf Kosten eines ande-
ren weniger stark berücksichti-
gen möchten. Die Erwachsenen 
beantworteten die Frage nach 
der Bedeutung der einzelnen As-
pekte, wobei auch sie auf einer 
Skala von 0 bis 3 maximal fünf 
Punkte vergeben durften. 
Die Spielfiguren Eis, Hund und 
Spiegel werden auf den unters-
ten drei Feldern platziert und 
dürfen insgesamt um fünf Felder 
entlang der Aspekte Wohlfahrts-
staat, Umwelt und Privateigen-
tum gezogen werden. 

Bestätigt sich die 
Sozialisationsthese?
Insgesamt nahmen 47 Elternteile 
und ihre 51 Kinder (3- bis 
14-jährig) an unserer Untersu-
chung teil. Somit verfügen wir 
nur über eine kleine Stichprobe, 

Die Präferenzausprägung X/X/X steht für die relative Bedeutung, welche den Aspekten Umwelt / Privateigentum / Wohlfahrtsstaat beigemessen 
wird. Lesebeispiel: Ein Elternteil mit der Präferenzausprägung 2 (Umwelt) / 1 (Privateigentum) / 2 (Wohlfahrtsstaat) hat ein Kind mit der Präferenz
ausprägung 2 (Umwelt) / 0 (Privateigentum) / 3 (Wohlfahrtsstaat).
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Spiel zur Ermittlung der politischen Präferenzen von Kindern:  
«Was ist dir wie wichtig?»

Politische Präferenzen von Eltern und ihren Kindern entlang der Dimensionen Umwelt / Privateigentum / Wohlfahrtsstaat

Zeilen-
summe

3/2/02/2/11/2/23/1/12/1/21/1/33/0/2Eltern

2/0/3

Kinder

Spaltensumme

3/0/2

1/1/3

2/1/2

3/1/1

1/2/2

2/2/1

3/2/0

2/3/0
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in welcher zudem linke und grüne Intellek-
tuelle klar übervertreten sind (Selbstselek-
tion der Standbesucher). Dennoch soll im 
Folgenden gezeigt werden, wie das entwi-
ckelte Spiel erste Hinweise zur Sozialisati-
onssthese geben kann. In einem ersten 
Schritt haben wir jedes befragte Elternteil 
mit jedem seiner befragten Kinder gepaart 
und die entstehenden Kombinationen (73 
Dyaden) in der abgebildeten Tabelle ausge-
zählt. Die Ausprägung 3/0/2 bedeutet etwa 
sehr hohe Präferenz für Umwelt (3), keine 
Präferenz für Privateigentum (0) und hohe 
Präferenz für Wohlfahrtsstaat (2). Es fällt 
auf, dass sich die meisten Elternteile entwe-
der für die Kombination 2/1/2 oder 2/2/1 
ausgesprochen haben (fett markiert), wäh-
rend die Kinder breiter über die möglichen 
Kombinationen gestreut sind.

Einfachheitshalber haben wir die Präferen-
zausprägungen, welche Privateigentum we-
nig gewichten (1 und weniger), unter dem 
Sammelbegriff «links/grün» zusammen
gefasst, die anderen bezeichnen wir als 
«bürgerlich/grünliberal». Gerade die fett 
markierten Zahlen suggerieren, dass Kinder 
die Präferenzausprägungen ihrer Eltern ten-
denziell übernehmen – eindrücklich kann 
dies im Falle linker/grüner Präferenzen 
nachgewiesen werden, eingeschränkt aber 
auch für die bürgerlichen/grünliberalen. Die 
nachfolgenden Netzdiagramme verdeutli-
chen dies. Kinder von linken/grünen Eltern 
(Abbildung A) haben eine besonders ausge-
prägte Präferenz für Umverteilung bezie-
hungsweise für Wohlfahrtsstaat. Kinder von 
bürgerlichen/grünliberalen Eltern (Abbil-
dung B) hingegen schätzen Privateigentum 
klar höher, bleiben aber im Vergleich zu ih-
ren Eltern deutlich sozialer eingestellt. Wür-
den die Teilnehmenden gemeinsam ein 
Kinder- beziehungsweise ein Elternparla-
ment gründen, wäre das Kinderparlament 
vergleichsweise weniger umweltfreundlich 
und wirtschaftsliberal, dafür umso sozialer.
Die hier vorgestellten Befunde können auf-
grund der kleinen und verzerrten Stichpro-
be nicht als abgesichert gelten. Zudem 

könnten die Angaben der Eltern und Kin-
der aufgrund des öffentlichen Settings 
durch Vorstellungen der sozialen Er-
wünschtheit verzerrt sein. Dennoch wird 
die Annahme bestärkt, dass Kinder bereits 
über klar ausgebildete politische Präferen-
zen verfügen, welche sie zu einem gewissen 
Mass von ihren Eltern übernommen ha-
ben. Der Einfluss der Eltern dürfte von Fall 
zu Fall unterschiedlich sein, aber nahezu 

alle Kinder waren von ihrer Prioritätenset-
zung überzeugt und von ihrer Wahl nicht 
mehr abzubringen. Die vorläufigen Resul-
tate legen zudem die Vermutung nahe, dass 
Kinder schon früh für den Aspekt der Um-
verteilung sensibilisiert sind (bzw. werden), 
während eine vorhandene Präferenz für 
Privateigentum erst mit zunehmendem Al-
ter zur vollen Entfaltung kommt. Die Ver-

suchsanordnung in Form eines experimen-
tellen Spiels verspricht Einsichten zum Ur-
sprung grundlegender politischer Präfe-
renzen im Kindesalter und ermöglicht den 
Vergleich mit späteren Entwicklungsstadi-
en bis hin zum Erwachsenenalter. Breiter 
angelegte Studien sind nötig, um die ver-
muteten Zusammenhänge eingehender zu 
untersuchen. 

«Kinder sind 
weit davon entfernt, 
politisch unbedarft 

zu sein.»

«Stimmen die 
politischen Präferen-

zen der Kinder 
mit denjenigen ihrer 

Eltern überein?»

Abbildung A: Eltern mit linken/grünen  
Präferenzen (orange) und ihre Kinder (blau).

Abbildung B: Eltern mit bürgerlichen/grün-libera-
len Präferenzen (orange) und ihre Kinder (blau).

Abbildung C: Elternparlament (orange) und 
Kinderparlament (blau).

Umwelt

Umwelt

Umwelt

Wohlfahrtsstaat

Wohlfahrtsstaat

Wohlfahrtsstaat

Privateigentum

Privateigentum

Privateigentum
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Eine Kritik zum Online-Lerntool «Parteienkompass»

Die Parteienvermittlungs-
börse für Lernende
Dominik Allenspach und Katharina Kalcsics    Der Parteienkompass vermittelt den 
Lernenden die für sie passende politische Partei, unterstützt sie aber nicht beim 
Aufbau und der Reflexion einer «Parteibeziehung».

 Der Parteienkompass (www.
parteienkompass.ch) liegt bei 
Lernenden im Trend. Dafür 
sprechen in Anlehnung an 
Online-Partnervermittlungs-

börsen vier Gründe (Ahuvia/Adelman 
1992). Erstens: So wie der Anteil der Sing-
les in den letzten Jahren zugenommen hat, 
ist auch der Anteil der Lernenden ohne 
Parteimitgliedschaft oder Parteibindung in 
der Schweiz gestiegen. Zweitens: So wie die 
Singles jedoch weiterhin eine emotionale 
Stabilität wünschen, wünschen sich die 
Lernenden eine politische Orientierung, 
welche ihnen Sicherheit bei politischen 
Fragen verleiht. Drittens: So wie die zuneh-
mende Zeitknappheit der Singles zu gerin-
geren dating opportunities führt, führt sie 
zu einer verminderten Teilnahme der Ler-
nenden an Parteiveranstaltungen. Viertens: 
So wie sich Singles durch ein verändertes 
Konsumverhalten einen differenzierten 
Partnervorschlag wünschen, wünschen 
sich Lernende eine differenzierte Partei-
empfehlung.

Die drei Phasen des Parteien-
kompasses
Widmen sich Lernende dem Parteienkom-
pass, durchlaufen sie wie bei Online-Part-
nervermittlungsbörsen drei Phasen: se-
arching, matching und interaction. In der 
searching Phase (Suchphase) beantworten 
sie Fragen zu verschiedenen politischen 
Themenbereichen. Der Parteienkompass 
gewinnt so Informationen über die einzel-
nen Lernenden. In der matching Phase 
(Übereinstimmungsphase) werden die von 
den Lernenden jeweils abgegebenen Ant-
worten mit jenen der politischen Grosspar-
teien der Schweiz verglichen. Daraus leitet 
der Parteienkompass eine Parteiempfeh-
lung ab, indem er aufzeigt, in welchem 
Ausmass die verschiedenen politischen 

Parteien mit den politischen Vorstellungen 
der Lernenden übereinstimmen. In der in-
teraction Phase (Interaktionsphase) wird 
eine Beziehung zwischen den einzelnen 
Lernenden und der politischen Partei, die 
ihren politischen Vorstellungen am ehesten 

entspricht, aufgebaut und reflektiert.
Der Fokus des Parteienkompasses liegt ein-
deutig auf den ersten beiden Phasen. Die 
dritte Phase, die gerade hinsichtlich des 
politischen Lernens bedeutend ist, wird 
vernachlässigt. Hierbei geht es um die Fra-
ge, welche Bedeutung die Parteiempfeh-

lung für die politischen Vorstellungen der 
Lernenden hat. Ihre jeweiligen politischen 
Vorstellungen stimmen kaum vollständig 
mit einer politischen Partei überein. Es 
handelt sich meist um Annäherungen. Dies 
zeigt das Beispiel einer möglichen Partei-
empfehlung des Parteienkompasses für ei-
nen Lernenden: 77% SPS, 76% GPS, 54% 
FDP, 45% CVP und 31% SVP. Diesem Bei-
spiel zu Folge liegt die Übereinstimmung 
zwischen den politischen Vorstellungen 
des Lernenden und den politischen Vor-
stellungen, die die ideologische Basis einer 
Partei bildet, für die SPS bei 77%, für die 
GPS bei 76%, usw. Ferner muss berück-
sichtigt werden, dass es sich hier um eine 
Parteiempfehlung über alle politischen 
Themenbereiche hinweg handelt, die aber 
für einen einzelnen politischen Themenbe-
reich wiederum anders ausfallen kann. 
Führt diese eingeschränkte Übereinstim-
mung in den politischen Vorstellungen 

«Der Parteien
kompass leitet 

eine Partei
empfehlung ab.»

Welche Partei passt zu den politischen Vorstellungen der Jugendlichen?
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zwischen Lernenden und Partei zu einer 
Reflexion und Differenzierung ihrer politi-
schen Vorstellungen? Eine Studie, bei der 
über 300 Schülerinnen und Schüler der Se-
kundarstufe I und II den Parteienkompass 
durchgearbeitet haben, stellt dies in Frage 
(Allenspach 2007). Die Mehrheit der Ju-
gendlichen war der Ansicht, dass die Par-
teiempfehlung nicht zu einer Reflexion der 
eigenen politischen Vorstellungen beigetra-
gen hat. Interessant daran ist, dass dies 
auch für jene Jugendlichen zutraf, bei de-
nen die Parteiempfehlung anders ausgefal-
len ist, als von ihnen erwartet wurde. Was 
könnte der Grund für die fehlende Reflexi-
on sein?

Ideen aus dem conceptual 
change Ansatz
Mögliche Antworten können beim Ansatz 
zum conceptual change gefunden werden. 
Dieser untersucht, wie naive Vorstellungen 
eines Lernenden von einem bestimmten 
Sachverhalt durch wissenschaftliche Erklä-
rungen verändert oder erweitert werden 
können und an Belastbarkeit gewinnen. 
Der primär auf naturwissenschaftliche Fä-
cher fokussierende klassische Ansatz geht 
davon aus, dass ein conceptual change statt-
findet, wenn Lernende erstens unzufrieden 
sind mit ihrer vorgängigen Vorstellung, in-
dem sie aufgrund von Unterschieden zwi-
schen ihrer Vorstellung und der zu lernen-
den Lehrmeinung irritiert werden und 
zweitens eine verständliche, überzeugende 

und fruchtbare Ersatzvorstellung vorhan-
den ist (Posner et al. 1982). In Anlehnung 
an Studien im Fach Geschichte (Halldén 
1997) muss davon ausgegangen werden, 
dass Vorstellungen von Politik demgegen-
über stark von lebensweltlichen Vorstellun-
gen geprägt werden, anhand derer die Ler-
nenden politische Phänomene einigerma-
ssen befriedigend erklären können. Eine 
Reflexion der eigenen politischen Vorstel-
lungen kann nun nur eintreten, wenn 
durch die Auseinandersetzung mit den 
Parteien neue Möglichkeiten auftreten, um 
politische Phänomene zu interpretieren. 
Die Interpretationen müssen einen lebens-

weltlichen Bezug haben und helfen, etwas 
besser zu verstehen, sicherer politisch han-
deln und urteilen zu können. Der Parteien-
kompass bietet diesen Schritt nicht an. Das 
bedeutet jedoch nicht, dass Lernende die-
sen conceptual change nicht leisten könn-
ten. Vielmehr muss ein geeigneter theoreti-
scher Kontext im politischen Unterricht 
hergestellt werden, um politische Phäno-
mene in Übereinstimmung mit diesem 
theoretischen Kontext interpretieren zu 
können. Eine Möglichkeit, die aber noch 
empirisch untersucht werden muss, ist die 
Arbeit an ausgewählten Basiskonzepten 
(Sander 2009), die zur Deutung und Klä-
rung beitragen und somit die Grundlage 
für reflektierte politische Meinungen und 
Handlungen bilden können. In Bezug zum 
Parteienkompass heisst das, dass in der 
dritten Phase der Interaktion geklärt wer-
den muss, wie diese Parteien konkrete Pro-
blemstellungen des Gemeinwohls und der 
Knappheit (zwei Basiskonzepte nach San-
der 2009) lösen. Denn nur über die kon-
kreten Lösungsvorschläge und deren Kon-
sequenzen für die Bevölkerung können die 
Jugendlichen die Auswirkungen politischer 
Meinungen und Entscheidungen in der Le-
benswelt erkennen und dazu Position be-
ziehen.

Dr. des. Dominik Allenspach ist 
wissenschaftlicher Mitarbeiter am 
Zentrum Politische Bildung und 
Geschichtsdidaktik der PH FHNW  
am Zentrum für Demokratie Aarau. 
Dr. Katharina Kalcsics ist Dozentin 
für Fachstudien und Fachdidaktik 
Natur – Mensch – Mitwelt/Sachunter-
richt am Institut Vorschulstufe und 
Primarstufe der PHBern.
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«Was könnte 
der Grund für 
die fehlende 

Reflexion sein?»

Jugendliche Vorstellungen von Politik sind 
stark durch ihre lebensweltlichen Vorstellun-
gen geprägt.
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Wie die «erwachsene Politik» − aber anders. Eidgenössische Jugendsession 2010.

Eine Präsentation von politischen Planspielen und Jugendprojekten

Was wird hier gespielt?
Vera Sperisen    In politischen Planspielen kann das Debattieren, das Formulieren von 
Anträgen und das Agieren innerhalb institutioneller Prozesse erlebt und damit anschaulich 
erlernt werden. Gerade aufgrund dieser aufregenden Vermittlungsformen ist es sinnvoll, 
den Beteiligten Raum zu lassen, um über Unterschiede und Gemeinsamkeiten von Planspiel 
und Wirklichkeit nachzudenken.

Lebensweltliche Nähe 
Wer junge Menschen für politische The-
men und Prozesse begeistern will, tut gut 
daran, die Nähe zur Lebenswelt der Ju-
gendlichen in die didaktischen Überlegun-
gen mit einzubeziehen. Eine solche Nähe 
kann auf verschiedene Arten erzeugt wer-
den. Etwa, indem man Politik anhand von 
Themen näher bringt, welche die Jugendli-
chen direkt betreffen. Oder man wählt ab-
wechslungsreiche und alltagsnahe Vermitt-
lungsformen. Es besteht auch die Möglich-
keit, dass die Jugendlichen nahe an die Po-
litik herangeführt werden. Beispielsweise, 
indem sie mit Parlamentarierinnen und 
Parlamentariern auf Tuchfühlung gehen 
oder sich die Räumlichkeiten des Bundes-
hauses zu eigen machen. 

Hierzu bestehen verschiedene Projekte für 
Jugendliche, für Schulklassen und Schul-
verbände. Drei ausgewählten Projekten – 
«Schulen nach Bern», «Eidgenössische Ju-
gendsession» und «Jugend debattiert» – 
wird auf den folgenden Seiten (S. 18–23) 
Raum zur Präsentation ihrer spannenden 
Ansätze geboten. Allen ist gemeinsam, dass 
sie zwei wichtige Methoden der Politischen 
Bildung in den Vordergrund stellen: Sie ak-
tivieren die Selbsttätigkeit der Jugendlichen 
und fördern ein begründetes politisches 
Urteilen und Handeln. 

Planspiel und Wirklichkeit 
Bei all den genannten Vorteilen, die solche 
aktivierenden, lebensnahen und kreativen 
Formen der Politischen Bildung bieten, 
muss auch auf die Tücken hingewiesen 
werden. Problematisch werden politische 
Schulanlässe und Jugendevents immer 
dann, wenn sie sich auf ein simples «Politik 
spielen» beschränken und zu einer leicht 
konsumierbaren Unterhaltungsveranstal-
tung werden. Dies gilt im Übrigen auch für 
Politische Bildung im Schulunterricht. Ein 

unreflektiertes Nachahmen der «grossen 
Politik» kann dazu führen, dass wichtige 
Aspekte der Politischen Bildung aus dem 
Blickfeld geraten. 

Zwei Beispiele: 
–	 Wenn die politischen Entscheidungsfin-

dungen allein als Aushandlungsprozess 
von gleichberechtigten Parteien auf-
grund der sanften Gewalt des besseren 
Arguments dargestellt werden, verzerrt 
dies das Bild auf die Wirklichkeit. Dem 
Wissen um reale Machtverhältnisse und 
deren Durchsetzung wird zu wenig Be-
achtung geschenkt. 

–	 Wenn den Schülerinnen und Schülern bei 
partizipativen Unterrichtsmodellen neben 
den Handlungsmöglichkeiten nicht auch 
die Handlungsgrenzen aufgezeigt werden, 
fördert dies Pseudopartizipation. 

Neben dem «Politik-spielerisch-Erleben» 
braucht es immer auch ein Angebot,  
die Gemeinsamkeiten und Unterschiede 
von Spiel und Realität diskutieren zu 
können. Dort, wo der Zeithorizont für 
Politikprojekte sehr begrenzt ist, kann dies 
beispielsweise im Unterricht, in der Vor- 
oder Nachbereitung des Ereignisses ge-
schehen. 
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Sekretariat «Schulen nach Bern»    Von wegen, Politik ist langweilig! Dass das nur ein Vorurteil 
ist, erfuhren rund hundert Schülerinnen und Schüler vom 1. bis 5. November 2010 bei 
der Projektwoche «Schulen nach Bern» am eigenen Leib. Sie trafen einen Parlamentarier, 
besuchten eine ausländische Botschaft, besichtigten die Bundesstadt – wenn sie nicht 
gerade mit ihrem Planspiel beschäftigt waren. Darin schlüpften sie in die Rolle von Politiker-
innen und Politikern, diskutierten und tauschten sich aus. Der absolute Höhepunkt der 
Woche: die Nationalratsdebatte der Jugendlichen im Bundeshaus. 

Die Bundespolitik hautnah erleben mit «Schulen nach Bern»

Politik zum Anfassen

 Langsam füllt sich der Saal. Ge-
schäftiges Murmeln. Einige Ju-
gendliche blättern noch einmal 
durch ihre Notizen. Die ganze 
Woche haben sie mit anderen 

Schülerinnen und Schülern aus der deut-
schen und der französischen Sprachregion 
in Fraktions- und Kommissionssitzungen 
auf diesen Tag hingearbeitet – die grosse 
Nationalratsdebatte. Sie ist der Höhepunkt 
des Planspiels im Rahmen des Projekts 
«Schulen nach Bern».

Eigene Volksinitiativen eingereicht
Im Grunde begannen die Vorbereitungen 
sogar noch früher: mit der Anmeldung für 
das Schulprojekt. Im Unterricht haben die 
Schülerinnen und Schüler das politische 
System der Schweiz ausführlich bespro-
chen. Jede der vier Klassen hat sich eine 
Volksinitiative überlegt, über hundert Un-
terschriften dafür gesammelt und bei der 
Projektorganisation vom Verein «Schulen 
nach Bern» eingereicht. Schliesslich grün-
deten die Schülerinnen und Schüler eine 
(fiktive) politische Partei und überlegten 
sich ein Parteiprogramm, um sich dann am 
4. November 2010 bei der grossen Natio-
nalratsdebatte im Parlamentssaal in Bern 
wiederzufinden. 

Plötzlich läutet eine Glocke, reisst die 
Schülerinnen und Schüler aus ihren Ge-
danken, aus ihren Gesprächen. Gespannt 
wandern die Blicke nach vorne. «Ich eröff-
ne hiermit die Nationalratssession Schulen 
nach Bern», sagt die Nationalratspräsiden-

«Erfahren, wie Politik 
funktioniert.»

Schulen nach Bern 
Die Projektwoche «Schulen nach Bern» führt Schülerinnen und Schüler der Sekundar-
stufe I in die Bundesstadt, wo sie in einem Planspiel das politische System der 
Schweiz kennen lernen. Die Jugendlichen treffen zudem einen Parlamentarier oder 
eine Parlamentarierin ihres Kantons, besuchen eine ausländische Botschaft und ma-
chen einen eigens für sie konzipierten Stadtrundgang. Nachdem im Jahr 2009 erfolg-
reich eine Pilotwoche mit fünf Klassen durchgeführt worden war, ist das Projekt zur 
Förderung der Politischen Bildung im Jahr 2010 in die Implementierungsphase gestar-
tet. Ab 2012 soll «Schulen nach Bern» ein festes Angebot für Schweizer Schulen wer-
den. Drei bis vier Projektwochen führt der Verein pro Jahr durch. Vier bis sechs Schul-
klassen aus verschiedenen Kantonen und Sprachregionen nehmen jeweils daran teil. 

Unterstützt wird das Projekt von: Avina Stiftung, Ernst Göhner Stiftung, Stiftung 
Mercator Schweiz.

Weitere Informationen unter www.schulen-nach-bern.ch

Hier haben die Jugendlichen das Sagen: Mit der Schule nach Bern. 
Fotos
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tin feierlich. Alle Augen sind auf sie gerich-
tet. Aufmerksam. Interessiert. Gespannt. 
Stolz blickt die Präsidentin in die Runde: 
«Ich fühle mich geehrt, dass wir unsere Na-
tionalratssession hier im echten National-
ratssaal führen dürfen», sagt die Schülerin 
lächelnd. 

Tatsächlich ist es der Ort des Geschehens, 
der das Projekt «Schulen nach Bern» so be-
sonders macht: Die Jugendlichen lernen 
das politische System der Schweiz und die 
Einflussmöglichkeiten der Bürgerinnen 
und Bürger nicht nur theoretisch kennen, 
sie erfahren in dem Planspiel im Bundes-
haus hautnah, wie die nationale Politik 
funktioniert. 

Aufregung im Parlamentssaal
Aufgeregt sitzen die Nachwuchspolitike-
rinnen und Nachwuchspolitiker in den 
Bänken des Nationalratssaals – und eine 
echte (ehemalige) Bundesrätin an ihrer Sei-
te. Ruth Dreifuss, Bundesrätin von 1993 bis 
2002, nahm für das Projekt «Schulen nach 
Bern» noch einmal ganz vorne im Parla-
ment Platz. Und sie tat es gerne: «Ich finde, 
es ist ein sehr schönes und wichtiges Pro-
jekt.» Mit Hanspeter Seiler ist noch ein Po-
litik-Experte im Raum. Der ehemalige Na-
tionalratspräsident (1999-2000) hilft der 
Nationalrats- und der Vizepräsidentin des 
Planspiels bei Fragen und Problemen.
Die Schülerinnen und Schüler treten nach-
einander ans Rednerpult. Die Jugendlichen 
diskutieren mit vollem Einsatz. Vier Stun-
den lang. Ohne nachzulassen. Jede einzelne 
Volksinitiative wird intensiv beleuchtet, 
hinterfragt oder verteidigt. 

Viel Diskussionsstoff
«Keine Tabakwaren an Minderjährige», 
«Ein heranwachsendes Kind kostet, die Si-
tuation muss klar geregelt sein», «Aufhe-
bung des Minarettverbotes» und «Leben 
ohne atomares Risiko», in allen diesen 
Volksinitiativen steckt viel Diskussionsstoff. 
Die Schülerinnen und Schüler diskutieren 
angeregt, tragen sich spontan in die Liste 
für Einzelvoten ein und verhandeln mit 
Mitgliedern anderer Parteien, damit die 
Abstimmung ja zu ihren Gunsten ausfällt.

«Es war ein gutes Gefühl, im Nationalrats-
saal zu sprechen», schwärmt ein Fünfzehn-
jähriger. «Meine Erwartungen wurden 
übertroffen», ergänzt ein Lehrer. Er schaut 
in die Runde: «Ich bin so stolz auf meine 
Schüler, wie ich es als Lehrer noch nicht 
war.» In einem Schulhaus, davon ist er 
überzeugt, würde das Projekt nicht funkti-

onieren. Im Nationalratssaal zu diskutie-
ren, mit einer ehemaligen Bundesrätin und 
einem ehemaligen Nationalratspräsidenten 
an der Seite, das sei einmalig. Die Kombi-
nation aus Wissensvermittlung und emoti-
onalen Erfahrungen überzeugt ihn an dem 
Projekt: «Ich bin überzeugt, das hat einen 
nachhaltigen Effekt auf die Schüler.» 

Dieser Text ist erstmals in leicht veränderter 
Form in den Mercator News (Ausgabe 
01/2010) erschienen.

«Wissensvermittlung 
und emotionale 

Erfahrung.»

«Ich bin stolz auf 
meine Schüler.»

Frische Ideen und engagierte Debatten im Nationalratssaal.
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Zum Punkt kommen, aufeinander eingehen, sich auskennen, begründen,… und Spass haben mit «Jugend debattiert».

Mit «Jugend debattiert» lernen und trainieren Jugendliche das Debattieren

Fechten mit Worten
Christian Hachen, Sekundarlehrer und Regionalleiter «Jugend debattiert»    Hilfreich für 
Lehrpersonen, spannend für Schülerinnen und Schüler: Mit dem Lehrgang 
«Jugend debattiert» lernen Jugendliche in acht Unterrichtseinheiten eine sach-
bezogene Debatte führen. Ein Erfahrungsbericht aus einer Oberstufenklasse. 

 In der Klasse IIc (Sekundarstufe I) in 
Uetendorf bei Thun herrscht emsiges 
Treiben. Es steht eine Schnupperde-
batte an zur Streitfrage: «Sollen an 
unserer Schule Uniformen getragen 

werden?» 
In Gruppen besprechen die Schülerinnen 
und Schüler ihre Pro- und Kontraargu-
mente, die sie notiert und gewichtet haben. 
Die Spannung im Klassenzimmer steigt 
spürbar an, die Schülerinnen und Schüler 
haben nur noch wenig Vorbereitungszeit 
bis zum Beginn der ersten Schnupperde-
batte. Sie steht am Anfang des Lehrganges: 
Die Jugendlichen sollen merken, was sie 
schon können und was sich noch zu trai-
nieren lohnt. Der Lehrgang ist aufgebaut 

wie die Debatte selber. Arbeitsziel ist die 
Förderung von vier Fertigkeiten: Zum 
Punkt kommen, aufeinander eingehen, 
sich auskennen, begründen. Der klar 
strukturierte Aufbau und die vielfältigen 
Übungen leiten die Lehrperson bei Vorbe-
reitung und Durchführung. Je nach Klasse 
empfiehlt es sich, für die Unterrichtsein-
heiten zwischen acht und vierzehn Lektio-
nen einzuplanen.

Argumente aufnehmen 
und widerlegen
Die Diskussion um Schuluniformen be-
schäftigt die Klasse. Deshalb hat sie be-
schlossen, die erste Debatte diesem Thema 
zu widmen. Alle Rednerinnen und Redner 
werden ein Los ziehen, das ihnen die Pro- 
oder Kontrarolle zuweist. Nun überlegen 
sie sich auch die Gegenposition zur per-
sönlichen Meinung, damit sie in der an-
schliessenden Debatte das Publikum so-
wohl in der Pro- als auch in der Kontrarol-
le überzeugen können. Allen sind Sinn, Re-
geln und Ablauf der Debatte bekannt. Die 
klare Form der Debatte unterstützt die Ju-
gendlichen in der Strukturierung ihres Ge-
sprächs. Dabei sprechen sich zwei für, zwei 

«Sinn, Regeln und 
Ablauf der Debatte 

sind bekannt.»

Fotos
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gegen das Gefragte aus. Eine Gesprächslei-
tung gibt es nicht, einzig jemand, der über 
die Einhaltung der Redezeiten wacht und 
hierzu mit Uhr, Glas und Löffel zum Ab-
klingeln ausgerüstet ist. Die Schnupperde-
batte dauert gesamthaft zwölf Minuten und 
gliedert sich in drei Teile: Eröffnungsrun-
de, freie Aussprache und Schlussrunde. 
Die Jugendlichen sitzen anfangs etwas ner-
vös hinter ihren Rednerpulten. Im Laufe 
der Debatte werden sie immer sicherer und 
redegewandter. Sie nehmen Argumente der 
Gegenpartei auf und widerlegen sie. Sie be-
kommen offensichtlich Spass am Fechten 
mit Worten.

Unmittelbar nach der Debatte erhalten die 
Teilnehmenden kurz Gelegenheit zu sagen, 
wie es ihnen ergangen ist und hören, was 
der Klasse an der Debatte gefallen hat und 
welche Argumente überzeugend waren. 
Das Augenmerk der Beteiligten wird auf 
Verbesserungsmöglichkeiten gerichtet. Da-
bei erhalten sie Tipps wie: «Sprich kraft-
voll», «du solltest auch Gegenargumente 
wissen», «gute Argumente nicht mit ‹viel-
leicht› beginnen» oder «Schlussrunde: das 
Wesentliche bringen».

Weshalb Debattieren üben? 
Die Jugendlichen lernen, Gründe für die 
eigene Sicht anzugeben und die Gründe 
anderer zu prüfen. Dabei üben sie zum 
Punkt zu kommen, Spannung aufzubauen 
und ihre Argumente zu präsentieren. Sie 
erarbeiten sich einen Überblick zu aktuel-
len Themen und können Stellung nehmen. 
Sie lernen gegensätzliche Meinungen im 
geschützten Rahmen des Unterrichts aus-
zuhalten und Konflikte sprachlich zu lösen. 
Das wirkt sich positiv auf das Klassenklima 
aus. Wer frei, strukturiert und zusammen-
hängend reden kann, ist erfolgreicher bei 
Aufsätzen, Referaten, Prüfungen und beim 
Einstieg in die Berufswelt. Und nicht zu-
letzt: Debattieren bringt Abwechslung und 
Lebhaftigkeit – im Spannungsfeld von Ko-
operation und Konkurrenz – in den 
Sprach- und Sachunterricht.

In ihrer Rückmeldung beantworten die 
Schülerinnen und Schüler die Frage so: 

–	 «Eine Debatte zu führen, fand ich zuerst 
nicht so gut, aber als ich sie geführt hat-
te, blühte ich dann auf.» 

–	 «Ich habe gelernt, meine eigene Meinung 
zu formulieren und dazu zu stehen. Ich 
kann jetzt Argumente passend abgeben 
und den Gegner leicht provozieren.» 

–	 «Da ich nun viel mehr zum Thema wuss-
te, war es sehr interessant, und es hat 
grossen Spass gemacht zu debattieren 
und zu beurteilen.»

–	 «Vielleicht sollte man das Debattieren in 
den Lehrplan aufnehmen.» 

Meine Erfahrungen als Lehrperson spre-
chen jedenfalls dafür. Und ich sehe eine 
weitere Chance: Nun, da alle die Methode 
kennen und die sprachlichen Fähigkeiten 
erworben haben, in der Debatte zu beste-
hen, kann ich Debatten auch ideal mit ge-
planten Unterrichtsinhalten verknüpfen. 
So erarbeite ich mit den Schülerinnen und 
Schülern das Thema «Schweiz und Euro-
pa» mittels Debatten. Wir beginnen mit 
einer Schnupperdebatte zum Thema «Soll 
die Schweiz der EU beitreten?». Dabei wird 
schnell klar, dass uns die Argumente ohne 
Vorbereitung rasch ausgehen. Die Schüle-
rinnen und Schüler erhalten während zwei 

Wochen die Möglichkeit, sich mit Hilfe 
vorbereiteter Informationsdossiers auf eine 
Schlussdebatte vorzubereiten. Mit Eifer 
sind sie dabei, denn in den Debatten 
möchten sie nicht abfallen. Wir vereinba-
ren, dass diesmal die Debatten auch beur-
teilt werden. Ein Note ergibt sich aus je ei-
ner Selbstbeurteilung, einer Beurteilung 
durch das Publikum und einer durch mich. 
Nach zwei Wochen ist es soweit: Die De-
batten stehen an. Und ich bin überrascht, 
wie intensiv, differenziert und hochstehend 
die Jugendlichen über die Debattenfrage 
friedlich streiten. Einmal mehr zeigt sich: 
«Jugend debattiert» fördert die Schülerin-
nen und Schüler gleichzeitig und gezielt in 
ihrer Sach-, Selbst- und Sozialkompetenz. 
Und nebenbei: der Unterricht wird ab-
wechslungsreich, die Jugendlichen über-
nehmen selbstständig viel Verantwortung 
und haben offensichtlich Spass daran.

Dieser Text ist erstmals in leicht veränderter 
Form im Schulblatt Aargau / Solothurn vom 
24. September 2010 erschienen.

«Konflikte 
sprachlich lösen.»

«Positive 
Auswirkung auf 

das Klassenklima.»

Jugend debattiert
Jugend debattiert ist handlungs- und kompetenzorientiert. Anhand einer fixen 
Debattenstruktur lernen Jugendliche der ganzen Schweiz debattieren. Unter dem 
Motto «In der Schule üben, in der Öffentlichkeit bestehen» zielt das Projekt 
darauf ab, bei möglichst vielen Jugendlichen Spass am spielerischen Meinungs
austausch zu wecken.
Der Wettbewerb bei Jugend debattiert besteht aus Vorausscheidungen und dem 
gesamtschweizerischen Final, das am 1. und 2. April 2011 in Bern stattfindet.
Jugend debattiert ist ein Projekt der Stiftung Dialog – Campus für Demokratie. 
Das Projekt steht unter dem Patronat der Erziehungsdirektorenkonferenz (EDK). 
Arbeitsmaterialien für Lehrpersonen, Schülerinnen und Schüler unter: 
www.jugenddebattiert.ch 

«Nervosität 
am Rednerpult.»

Mit Worten und Gesten überzeugen.
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Die Eidgenössische Jugendsession

Junge machen Politik!
Geo Taglioni, Leiter Politik und Partizipation national in der SAJV    Die Eidgenössische Jugendsession 
bietet Jugendlichen die Chance, Politik hautnah zu erleben – und motiviert sie so für ein 
politisches Engagement und eine aktive Teilnahme am gesellschaftlichen Leben. 

 Die Jugendsession richtet sich 
an Jugendliche zwischen  
14 und 21 Jahren, die in der 
Schweiz wohnhaft sind oder 
als Schweizerin oder Schwei-

zer im Ausland leben. Ihr Leitziel ist die 
Förderung der Partizipation der jüngeren 
Generationen in allen gesellschaftlichen 
Bereichen. Demnach sollen Jugendliche 
selbstbestimmt in allen Bereichen ihres Le-
bens entscheiden und handeln können, 
Verantwortung für sich selbst wie auch für 
die Gesellschaft übernehmen und ihr Um-
feld konstruktiv mitgestalten können. Die 
Eidgenössische Jugendsession leistet dazu 
einen wichtigen Beitrag, indem sie den Ju-
gendlichen in der Schweiz Gehör ver-
schafft. Sie macht auf jugendpolitische An-
liegen aufmerksam und bringt die Meinun-
gen der Jugendlichen zu aktuellen Themen 
in die Alltagspolitik ein. 

Die Organisation und die strategische Wei-
terentwicklung der Eidgenössischen Ju-
gendsession basieren auf dem Grundsatz 
der Partizipation. Dem Organisationsko-
mitee obliegt es, die Jugendsession zu pla-
nen, zu organisieren und durchzuführen. 
Es besteht aus 15 Jugendlichen aus der gan-
zen Schweiz, welche sich ehrenamtlich für 
die Jugendsession engagieren. 
Das zweite wichtige Gremium der Jugend
session ist das «Forum». Es existiert seit 
2001 und hat zum Ziel, durch Lobbying 
und Zusammenarbeit mit Politikerinnen 
und Politikern und anderen wichtigen 
Akteuren die politischen Forderungen der 
Jugendlichen umzusetzen und den Graben 
zwischen «erwachsener» und «jugendli-
cher» Politik zu überbrücken.

Koordiniert werden alle Aktivitäten rund 
um die Jugendsession durch die Projektlei-
tung, die bei der Schweizerischen Arbeits-
gemeinschaft der Jugendverbände SAJV 
angestellt ist. Sie ist die zentrale Anlaufstel-
le für externe Partnerinnen und Partner 

der Jugendsession wie das Bundesamt für 
Sozialversicherungen, die Eidgenössische 
Kommission für Kinder- und Jugendfragen 
und weitere Institutionen. Zu den Haupt-
aufgaben der Projektleitung gehören die 
Betreuung und Leitung des Organisations-
komitees und des Forums sowie die Quali-
tätssicherung und Weiterentwicklung des 
Projektes «Eidgenössische Jugendsession».

Das Politikverständnis der 
Jugendsession: Förderungs- und 
Integrationsfunktion
Die Jugendsession ist eine parteipolitisch 
neutrale Plattform, welche den Jugendli-
chen ermöglicht, am politischen Gesche-
hen teilzunehmen, ohne dafür Mitglied ei-
ner Partei sein zu müssen. Viele Jugendli-
che zögern, sich in jungen Jahren einer 
Partei anzuschliessen und damit eine feste 
Bindung zu einer politischen Institution 
einzugehen. Einerseits ist die Entwicklung 
der eigenen politischen Meinung für viele 
Jugendliche noch nicht so reif, dass sie sich 
bereits in allen politischen Belangen mit 
einer Partei identifizieren können, anderer-
seits kann es für Jugendliche abschreckend 
sein, sich in einer Phase des Lebens, wo 

Veränderungen alltäglich sind, an eine Par-
tei zu binden. Die Jugendsession stellt eine 
gute Alternative für alle Jugendlichen dar, 
die sich politisch, aber nicht parteilich en-
gagieren möchten.
Neben der Förderung bereits engagierter 
Jugendlicher übernimmt die Jugendsession 
eine wichtige Integrationsfunktion, indem 
sie Jugendliche auf unterhaltende Weise an 
die schweizerische Politik heranführt. 
Durch die Heterogenität der Teilnehmen-
den, die einzigartige Lokalität Bundeshaus, 
das attraktive Rahmenprogramm und die 
zahlreiche Prominenz aus Politik und wei-
teren Bereichen, übt die Jugendsession als 
Event eine grosse Anziehungskraft auch 
auf Jugendliche aus, die der «reinen» Poli-
tik vielleicht noch nicht viel abgewinnen 
können. Ein wichtiges Ziel der Veranstal-
tung ist es denn auch, bei den anwesenden 
Jugendlichen die Lust auf mehr zu wecken, 
damit sie Spass am Politisieren bekommen 
und sich in Zukunft politisch und gesell-
schaftlich auch ausserhalb der Jugendsessi-
on engagieren. 

Die Eidgenössische Jugendsession 
als Vertretung der Jugend
Die Eidgenössische Jugendsession wird in 
politischen Debatten und in den Medien 
oft als Vertretung der Jugend wahrgenom-
men. Die Teilnehmenden müssen aller-
dings kein Wahlverfahren durchlaufen und 

«Ich glaube, ich 
weiss jetzt, was 
schweizerische 
Politik heisst: 

Vorschläge aus
arbeiten, ausdisku-

tieren, streiten, 
dann abstimmen 
und sich freuen 

oder genervt sein.»
Armin, 14 Jahre alt «Ein Mandat auf 

Bundesebene ist 
längerfristig das Ziel. 
Ich bin der Meinung, 
dass an den Jungen 

vorbeipolitisiert 
wird.»

Adil, 16 Jahre alt
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vertreten deshalb strikt genommen nicht 
die ganze Jugend. Umso mehr Gewicht hat 
für Projektleitung, Organisationskomitee 
und Forum deshalb die Repräsentativität 
der Teilnehmenden an der Eidgenössi-
schen Jugendsession. Aus durchschnittlich 
über 350 Anmeldungen werden jedes Jahr 
aufgrund festgelegter Kriterien 200 Ju-
gendliche ausgewählt. Zu (partei-)politi-
scher Einstellung oder Zugehörigkeit der 
Jugendlichen werden keinerlei Daten erho-
ben, entsprechend kann dies auch kein 
Kriterium bei der Auswahl der Teilneh-
menden sein. Zur Anwendung kommen 
nur folgende Kriterien: Kantonszugehörig-
keit, Geschlecht, Alter und Bildungshinter-
grund. Die Teilnehmenden entsprechen 
folglich der Heterogenität der Schweiz: Alle 
Landesprachen, Bildungswege und Bevöl-
kerungsschichten sind vertreten. In Zu-
kunft werden zusätzliche Massnahmen ge-
troffen, um Jugendliche mit Migrationshin-
tergrund oder aus bildungsfernen Schich-
ten noch vermehrt zu integrieren. 

19 Jahre Eidgenössische Jugend­
session: Bilanz und Ausblick
An der Jugendsession haben seit ihrer 
Gründung mehr als 5‘500 Jugendliche aus 
der ganzen Schweiz teilgenommen. Die 
Eidgenössische Jugendsession hat es in 
dieser Zeit geschafft, eine bewährte politi-
sche Institution zu werden, indem sie sich 
im Laufe der Jahre den neuen Gegebenhei-
ten angepasst hat, ohne ihrem ursprüngli-

chen Konzept untreu zu werden. Die In-
novationen, welche die Jugendsession 
jährlich unternommen hat, haben ihr er-
laubt, immer neue Jugendliche zu motivie-
ren, an diesem Projekt teilzunehmen. 
Rund 150 Jugendliche haben zusätzlich die 
Chance gepackt, die Verantwortung der 
Organisation, der Durchführung und der 

strategischen Weiterentwicklung der Eid-
genössischen Jugendsession mitzutragen 
und sich im Organisationskomitee und/
oder im Forum zu engagieren. Im Rahmen 
dieses Engagements haben sie Kenntnisse 
im Projektmanagement, im Fundraising, 
in der Kommunikation und im Lobby
ieren erworben. 

Das Projekt «Eidgenössische Jugendsessi-
on» hat seit 19 Jahren Generationen von 
Jugendlichen aus unterschiedlichen Grün-
den fasziniert. 200 politisch interessierte 
Jugendliche aus der ganzen Schweiz treffen 
sich während drei Tagen, um ihre Zukunft 
selber in die Hand zu nehmen und die 
Welt von heute und von morgen zu än-
dern. Während diesen Tagen strahlen die 

Teilnehmenden die positive Kraft einer 
jungen Generation aus, die etwas bewegen 
möchte, die offen ist, andere Leute kennen 
zu lernen, die ihre eigene Meinung vertei-
digt, respektvoll miteinander diskutiert 
und Brücken baut. 

Seit ihrer Gründung hat sich die Jugend
session stark weiterentwickelt. Für die Zu-
kunft wünsche ich ihr, dass sie von den po-
litischen Akteuren sowie von der breiten 
Öffentlichkeit noch stärker wahrgenom-
men wird und dass sie weiterhin ein fester 
Termin in der Agenda von engagierten Ju-
gendlichen und zukunftsorientierten Poli-

tikerinnen und Politikern ist. Denn: Kin-
der und Jugendliche möchten nicht nur 
Akteure der Zukunft, sondern auch der 
Gegenwart sein. Der partizipative Ansatz 
ist die einzige Möglichkeit, die Meinung 
von jenem Teil der Gesellschaft zu hören, 
der noch kein Recht hat, stimmen und 
wählen zu gehen.

Weitere Informationen unter 
www.jugendsession.ch

«Die Teilnehmenden 
entsprechen 

der Heterogenität 
der Schweiz.»

«Die Jugendsession 
ist eine partei
politisch unab

hängige Plattform.»

Mit viel Engagement dabei: Teilnehmende an der Eidgenössischen Jugendsession 2010.



24

In eigener Sache

Der Klassenrat in Forschung

Zwischen Selbstdisziplinierung 
und Partizipation
Alexander Lötscher und Corinne Wyss    Im Klassenrat haben Schülerinnen und Schüler die Möglichkeit, 
untereinander und gemeinsam mit ihren Lehrpersonen alltägliche Themen, Fragen, Probleme 
oder Konflikte zu besprechen, Lösungsansätze zu diskutieren und Entscheide zu fällen. Der Klassenrat 
bietet dabei die Möglichkeit für soziales Lernen, Beteiligung und Mitverantwortung der Schülerinnen 
und Schüler. 

Die ideengeschichtlichen Wurzeln 
des Klassenrates
Der Klassenrat in seiner heutigen Form 
stützt sich auf mehrere Vorläufer. Bereits 
1766 beschrieb Martin Planta, wie er sein 
Erziehungsinternat in Graubünden nach 
dem Vorbild der römischen Republik orga-
nisierte: Die Versammlung aller Schüler – 
das Schülerparlament – wählte Richter und 
Beamte, die über Disziplin und Ordnung 
wachten. Um 1900 wurden in den USA die 
sogenannten Schülerrepubliken, die intern 
mit Parlament, Regierung und Justiz nach 
dem Vorbild demokratischer Staaten orga-
nisiert wurden, unter anderem dazu ge-
nutzt, Einwanderungskinder in das demo-
kratische System einzuführen. Sehr zentral 

waren die Ideen von John Dewey und Cé-
lestin Freinet im 20. Jahrhundert. John De-
wey (1859–1952) war der bekannteste Ver-
fechter der Erziehung zur Demokratie, der 
die Demokratie als Lebensform in der 
Schule verankern wollte. Für Célestin Frei-
net (1896–1976) war der Klassenrat zentra-
les Element seiner Pädagogik. Er schlug un-
ter anderem das Führen einer Wandzeitung 
vor, mit der die Schülerinnen und Schüler 
unter den Rubriken «Wir üben Kritik –  
Wir beglückwünschen – Wir fordern» ihre 
Anliegen in den Klassenrat einbringen 
konnten. Die Schülerinnen und Schüler er-
hielten dadurch die Möglichkeit, sich mit-
zuteilen, mitzureden und mitzubestimmen. 
Zwar sind heute die Absichten, die mit dem 

Klassenrat verfolgt werden, vielfältiger Na-
tur. Die Partizipation bildet aber nach wie 
vor den Kern des Klassenrates, insbesonde-
re seit die Kinderrechtskonvention von 
1989 das Recht auf Meinungsbildung und 
Mitsprache bei Entscheidungen, die das 
Wohlergehen der Kinder betreffen, schützt. 

Was kann durch den Klassenrat 
erreicht werden?
Der Klassenrat hat in den letzten Jahren in 
der Volksschule an Bedeutung gewonnen, 
ist in Lehrpläne aufgenommen und an vie-
len Schulen in den Stundenplan integriert 
worden. Die Einführung und Durchfüh-
rung von Klassenräten wird durch die Aus- 
und Weiterbildung von Lehrpersonen ge-
fördert und durch die Publikation von Rat-
geberliteratur unterstützt. Die Liste der 
Ziele, die mit der Durchführung von Klas-
senräten verfolgt werden, ist lange und 
vielseitig. Bei den Schülerinnen und Schü-
lern sollen unter anderen folgende Kompe-
tenzen gefördert werden: 
–	 Personale Kompetenzen: Empathiefähig-

keit, Konzentrationsfähigkeit, Eigenver-
antwortlichkeit, Selbstvertrauen. 

–	 Soziale Kompetenzen: Kommunikati-
onsfähigkeit (einander wirklich zuhören, 
im Gespräch aufeinander eingehen), 
Solidarität gegenüber anderen zeigen, 
Teamfähigkeit, Konfliktfähigkeit, Um-
gang mit Differenz und Dissens, Tole-
ranz, Akzeptanz, Fairness, Gerechtigkeit. 

–	 Methodische Kompetenzen: Konflikt
lösung, Protokoll verfassen, Gesprächs-
leitung, Informationen einholen und kri-
tisch bewerten.

–	 Demokratische Handlungskompetenz: 
die eigene Meinung äussern, Verantwor-
tung übernehmen, Entscheidungen in 
Abstimmungen treffen, das Mehrheits-
prinzip erfahren und anerkennen, poli
tische Strukturen und Entscheidungs-
prozesse erfahren, Wahlen durchführen 
(Schülerparlament und Vergabe der 
Ämter). 

Neben dem Kompetenzzuwachs und der 
Partizipation der Schülerinnen und Schü-
ler werden dem Klassenrat noch weitere 
positive Auswirkungen für das Leben und 
Lernen in der Schulgemeinschaft zuge-

«Die Partizipation 
bildet den Kern 

des Klassenrates.»

«Die Leitung des 
Klassenrats, die 

Gesprächsthemen 
und die Entscheide 
können durch die 
Schülerinnen und 

Schüler mitbestimmt 
werden.»

Lehrpersonen gesucht 
Das Forschungsprojekt Klassenrat sucht noch Lehrpersonen auf der Sekundarstufe I, 
die bereits Klassenrat durchführen. Bei Interesse oder Fragen zum Projekt, das je 
eine Klassenratstunde per Video aufzeichnet und die Lehrperson und Schülerinnen 
und Schüler zum Klassenrat befragt, kontaktieren Sie bitte corinne.wyss@fhnw.ch.
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sprochen: Förderung eines guten Klassen-
klimas, Gewaltprävention, Entlastung der 
Lehrkraft (und des Fachunterrichts) durch 
das Vertagen und die Konzentration der 
Anliegen und Probleme auf die Klassenrat-
stunde sowie durch das Teilen der Verant-
wortung und die Übernahme von Ämtern 
durch die Schülerinnen und Schüler.

Was ist für die Durchführung 
von Klassenräten von Bedeutung?
Der Klassenrat sollte sich in der organisa-
torischen und inhaltlichen Gestaltung vom 
Fachunterricht abheben. Für einmal kann 
die Leitung auch in der Hand der Schüle-
rinnen und Schüler liegen, sie können Ge-
sprächsthemen einbringen und die zu fäl-
lenden Entscheide massgeblich mitbestim-
men. Die Lehrpersonen nehmen im Klas-
senrat die Rolle «der normalen Teilneh-
merin / des normalen Teilnehmers» ein. 
Ämter, wie zum Beispiel die Klassenratslei-
tung, das Protokoll oder die Zeitwache 
werden den Schülerinnen und Schülern 
überlassen. Ausserdem handeln sie ge-
meinsam Regeln für das Zusammenleben 
in der Klasse und die Gesprächskultur aus. 
Betrachtet man die theoretischen Ausfüh-
rungen und Vorgaben, so wird deutlich, 
dass der Klassenrat an die Schülerinnen 
und Schüler wie auch an die Lehrpersonen 
einige Anforderungen stellt. Die Lehrper-
son muss beispielsweise entscheiden, ob sie 
die Gesprächsleitung komplett den Schüle-
rinnen und Schülern überlassen oder ob 
sie bei Problemen eingreifen soll. Sie muss 
festlegen, welche Themen im Klassenrat 

diskutiert und welche Entscheidungs- und 
Mitwirkungsmöglichkeiten an die Schüle-
rinnen und Schüler übergeben werden 
können. Die Einführung des Klassenrates 
sollte deshalb gut geplant und mit Bedacht 
unternommen werden. Die Bedürfnisse 
der Lehrperson und der Klasse wie auch 
die Vorgaben der Schule und des Lehrplans 
sollten Beachtung finden.

Forschungsprojekt zum Klassenrat
Wie Lehrpersonen mit ihren Schülerinnen 
und Schülern den Klassenrat konkret 
durchführen, welche Ziele sie damit verfol-
gen und welche Erfahrungen sie machen, 
darüber ist bislang leider sehr wenig be-
kannt. Ein Forschungsprojekt, das im Zen-
trum für Politische Bildung und Ge-
schichtsdidaktik der Pädagogischen Hoch-
schule der Fachhochschule Nordwest-
schweiz am Zentrum für Demokratie 
durchgeführt und durch den Schweizeri-
schen Nationalfonds unterstützt wird, wid-
met sich dieser Thematik. Um Einblick in 
die schulische Alltagspraxis von Klassen-

ratsstunden zu erhalten, werden Klassenrä-
te auf der Sekundarstufe I mit Videokame-
ras aufgenommen und Schülerinnen und 
Schüler sowie Lehrpersonen befragt. Die 
Auswertungen sollen zeigen, inwiefern die 
in der theoretischen Literatur vorgesehe-
nen Aspekte Anwendung in der Praxis fin-
den und wie die Lehrpersonen und ihre 
Schülerinnen und Schüler den Klassenrat 
einschätzen. Auf Basis dieser Befunde kön-
nen Aussagen über die Formen, die Mög-
lichkeiten und die Grenzen des Klassenra-
tes formuliert werden, die insbesondere 
der Aus- und Weiterbildung zur Verfügung 
gestellt werden und dazu beitragen sollen, 
Lehrpersonen bei der Einführung und 
Durchführung von Klassenräten noch bes-
ser zu unterstützen.

«Der Klassenrat 
stellt an die 

Schülerinnen und 
Schüler sowie die 
Lehrperson einige 
Anforderungen.»

Schülerinnen, Schüler und die Lehrperson gestalten den Klassenrat gemeinsam.

Literatur
–	Friedrichs, Birte (2009): Praxisbuch Klassen-

rat. Gemeinschaft fördern, Konflikte lösen. 
Weinheim und Basel: Beltz.

–	Eikel, Angelika; de Haan, Gerhard (2007): 
Demokratische Partizipation in der Schule: 
ermöglichen, fördern, umsetzen. Schwal-
bach/Ts.: Wochenschau.

Lic. phil. Corinne Wyss und  
lic. rer. soc. Alexander Lötscher  
führen am Zentrum Politische  
Bildung und Geschichtsdidaktik  
der PH FHNW am Zentrum  
für Demokratie ein Forschungs- 
projekt zum Klassenrat auf der  
Sekundarstufe I durch.
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Alle vier Jahre wieder: Im Oktober 2011 wird das Schweizer Parlament gewählt. Die National- und Ständerats-

wahlen sind zentrale Elemente der politischen Partizipation. Während die Wahlbeteiligung seit den 1990er-Jahren 

unter 50 Prozent stagniert, sind Votings bei Castingshows aller Art zur Normalität geworden. Die Rolle der 

Politischen Bildung wird vor diesem Hintergrund unterschiedlich ausgelegt. Welche Kompetenzen benötigt die 

Teilnahme an politischen Wahlen? Ist die Zielvorgabe einer aktiven Beteiligung aller Bürgerinnen und Bürger 

überhaupt noch zeitgemäss oder stehen die Vermittlung von politischem Wissen, das Wecken von politischem 

Interesse oder die Förderung von demokratischem Bewusstsein im Vordergrund? Die Klärung der Zielvorgaben 

Politischer Bildung dient als Basis für die Erarbeitung von Unterrichtseinheiten zu den Wahlen. Die beiden zeit-

gleich durchgeführten Workshops widmen sich der Diskussion von Unterrichtsbeispielen für Primar- und Sekundar-

stufe I und II. 

Wahlen 2011 – eine Castingshow?
Weiterbildungstagung Politische Bildung 2011

Zielgruppen 
Primarstufe und Sekundarstufe I und II

Datum und Ort
Mittwoch, 30. März 2011, Aarau (Reithalle), 
15.00–18.30 Uhr

Organisation
Pädagogische Hochschule FHNW
Kooperation Institut Forschung und Entwicklung und 
Institut Weiterbildung und Beratung

Tagungsleitung
Prof. Dr. Béatrice Ziegler, Leiterin Forschungszentrum 
Politische Bildung und Geschichtsdidaktik
PH FHNW

Kosten
Tagungskosten: CHF 80.–
Studierende der PH FHNW: keine Kosten; Dozierende 
PH FHNW: Tagungskosten als Weiterbildung anrechen-
bar; Lehrpersonen AG: Finanzierungskategorie A, 
SO: Finanzierungskategorie B (50 % Kanton, 50 % 
Gemeinde), Lehrpersonen BL, BS: der jeweilige 
Kanton übernimmt die Tagungskosten 

Anmeldung
Bis 6. März 2011
www.fhnw.ch/ph/tagungen

Beratung und Auskunft
Vera Sperisen / Claudia Schneider
T +41 62 836 94 47
vera.sperisen@fhnw.ch

Administration
Béatrice Reimann
T +41 62 838 90 13
beatrice.reimann@fhnw.ch

Impulsreferat 
Prof. Dr. Andreas Ladner, Hochschulinstitut für 
öffentliche Verwaltung (idheap), Lausanne 

Nationalratswahlen 2011
Zur Bedeutung in der Schweiz und zur Umsetzung  
in der Schule.

Workshop 1
lic. phil. Eveline Hipeli, zhaw 
(Medienpädagogik/Kommunikationswissenschaft)
lic. phil. Sarah Genner, zhaw 
(Medien- und Politikwissenschaft)

Wahlen 2011 – eine Castingshow?
Hinweise und Ideen, wie im Unterricht die 
Ähnlichkeiten von Wahlkämpfen und Casting-
shows aufgezeigt werden können. 

Zielgruppe: Primarstufe

Workshop 2 
lic. rer. soc. Julien Fiechter, Verein Politools (Politologe)
lic. phil. Cléa Fierz, Verein Politools (Historikerin)

Einsatz von Online-Wahlhilfen im Bereich Politische 
Bildung: Möglichkeiten und Grenzen.
Präsentation der Online-Wahlhilfen smartvote.ch und 
parteienkompass.ch sowie Diskussion über deren Ein-
satz im Unterricht.

Zielgruppe: Sek I und II


